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Nebeneinkünfte 

CDU kreidet van Dinther weitere Verfehlungen an 
Christoph Meinerz und Theo Schumacher 

 

Düsseldorf. Kurz bevor der Landtag über Konsequenze n aus der „RAG-Affäre” diskutiert, gerät NRW-
Landtagspräsidentin Regina van Dinther (CDU) durch neue Vorwürfe noch weiter unter Druck – dieses Mal d urch 
Unterlagen aus der eigenen Partei. Wieder geht es um  Nebeneinkünfte. 

Insgesamt zwölf Jahre lang soll die Christdemokratin aus Hattingen keine Mitgliedsbeiträge an den CDU-Kreisverband Ennepe-
Ruhr gezahlt haben. Außerdem sei sie ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen, 25 Prozent von ihrer Aufwandsentschädigung 
als CDU-Mitglied im Parlament des Regionalverbands Ruhr (RVR), etwa 400 von rund 1600 Euro im Jahr, an ihren 
Kreisverband abzuführen. Das geht aus einem im Internet veröffentlichen Mahnbrief an van Dinther hervor. 

Die Existenz des Schreibens wird seitens der CDU nicht bestritten. „Bei Durchsicht unserer Unterlagen haben wir feststellen 
müssen, dass Sie seit sieben Jahren keinerlei Mitgliedsbeitrag gezahlt haben, auch nicht den Mindestbetrag von 5 Euro pro 
Monat (60 Euro p.a.)”, heißt es darin. „Insgesamt konnten wir in den 15 Jahren seit 1994 nur in drei Jahren eine 
Beitragszahlung von Ihnen feststellen.” Lediglich der Ehemann habe den Mindestbeitrag gezahlt. 

Vorwürfe unter der Decke gehalten 

Pikant ist der Zusatz, laut Statuten der CDU würden „theoretisch” nach einem Zahlungsverzug von mehr als sechs Monaten 
sämtliche Mitgliedsrechte ruhen – was übersetzt bedeutet: Man hätte van Dinther Kandidaturen wie etwa für den Landtag oder 
als Beisitzerin in den CDU-Bundesvorstand verweigern können. „Natürlich wird in Ihrem Fall niemand ernsthaft eine solche 
Diskussion anstreben”, so ein ergänzender Hinweis. Es dürfte aber „im Interesse aller Beteiligten sein”, die Begleichung der 
Forderungen „diskret” zu klären. 

Die indirekte Drohung hat offenbar gewirkt, der Wunsch nach Diskretion sich jedoch nicht erfüllt. „Die CDU Ennepe-Ruhr hat 
keinerlei finanzielle Forderungen gegen Regina van Dinther”, teilte der Kreisvorsitzende der CDU Ennepe Ruhr, Ralf 
Brauksiepe, am Montag mit. Was bedeutet, dass die Landtagspräsidentin ihre Rückstände bei der Partei inzwischen beglichen 
hat. Sie selbst lehnte jede Auskunft dazu ab. Ebenso weigerte sich der Sprecher der NRW-CDU, zum Fall van Dinther Stellung 
zu beziehen 

Keine Antworten 

In der „RAG-Affäre” bleibt bisher völlig ungeklärt, warum van Dinther in der vergangenen Woche trotz mehrerer Anfragen von 
Journalisten nicht mitteilte, dass sie für ihre Tätigkeit im RAG-Regionalbeirat tatsächlich 30 000 Euro und nicht – wie zunächst 
angenommen – 15 000 Euro pro Jahr erhielt. Über ihren Sprecher ließ sie stattdessen auf die Antwort der Landesregierung auf 
die Kleine Anfrage von Grünen-Fraktionsvize Reiner Priggen verweisen, in der 15� 000 Euro als Honorar genannt waren. Eine 
schriftliche Nachfrage dieser Zeitung ließ van Dinther gestern in diesem Punkt unbeantwortet. 

In dieser Woche hat das hohe Honorar, das die RAG unter öffentlichem Druck am Montag mit sofortiger Wirkung einstellte, ein 
Nachspiel im Plenum des Landtags. In einer von den Grünen beantragten Sondersitzung des Ältestenrats soll zudem geklärt 
werden, ob die Annahme von Vergütungen aus Beiratstätigkeiten nach dem Abgeordnetengesetz rechtlich „zweifelhaft” ist. 
Außerdem sollen Obergrenzen und Abführungsregelungen für Honorare geprüft werden. Weiter regen die Grünen eine 
Veröffentlichungspflicht bei Nebentätigkeiten von Abgeordneten an. 
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Nebeneinkünfte 

RAG streicht ab sofort Bezüge für Beiräte 

 

Essen. Der Steinkohleförderer RAG AG stellt nach In formationen der Zeitungen der WAZ-Gruppe die Grundv ergütungen an 
die RAG-Regionalbeiräte mit sofortiger Wirkung ein.  Dies hat das Unternehmen am Montag bekannt gegeben . 
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Nach dem Wirbel um den Regionalbeirat hat der Steinkohleförderer RAG am Montag Konsequenzen gezogen: Die 
„Grundvergütung“ für die Mitgliedschaft im RAG-Regionalbeirat ist ab sofort eingestellt, teilte das Unternehmen mit. 

Die Vergütungen von 15.000 Euro für zwei Sitzungen im Jahr, die die gewöhnlichen Mitglieder erhielten, hatte politisch hohe 
Wellen geschlagen. Insbesondere aber waren die Vorsitzende des Regionalbeirats Regina van Dinther (CDU) sowie deren 
Stellvertreter Edgar Moron (SPD) in die öffentliche Kritik geraten, da deren Bezüge bei 30 000 Euro und 22 500 Euro gelegen 
hatten. Van Dinther und Moron sind zugleich Präsidentin und Vize-Präsident des NRW-Landtages. Das Sitzungsgeld von 200 
Euro bleibt erhalten, hieß es bei der RAG. 

Vergütung „grundsätzlich angemessen“ 

Der Konzern begründet seinen Schritt in einem Schreiben vor allem durch die öffentliche Kritik an den Bezügen für Van Dinther 
und Moron: Die Vergütung „grundsätzlich angemessen“. Das Geld habe es „nicht nur für die Sitzungen, sondern auch für den 
entsprechenden Vor- und Nachbereitungsaufwand und die Beschäftigung mit den Aufgaben und Geschäftsfeldern gezahlt. Die 
Höhe der Vergütung orientierte sich an vergleichbaren Institutionen“, heißt es in einem Schreiben der RAG. 

Der Regionalbeirat NRW wurde Ende 2007 eingesetzt. Das Gremium hat insgesamt 24 Mitglieder. Es soll überparteilich wirken 
und „zum Wohle der Region und ihrer Beschäftigten“ bei der „Bewältigung von Problemen im Zusammenhang mit dem 
Bergbau“ beraten. 
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Das gehört sich nicht 
Wilhelm Klümper 

Den Raffke-Ruf wird Regina van Dinther so schnell n icht wieder los. Da hilft es wenig, dass sie die üp pige Vergütung 
für die Teilnahme an RAG-Beiratssitzungen mittlerwe ile gespendet hat.  

Da wird in der vergangenen Woche ruchbar, dass die CDU-Politikerin für die Teilnahme an zwei Sitzungen des RAG-
Regionalbeirates fette 30 000 Euro kassiert hat. Die üppige Vergütung nannte van Dinther zunächst einen „normalen Vorgang“. 
Erst auf öffentlichen Druck ließ sie sich herab, 15 000 Euro für ein Behindertenprojekt zu spenden. 

Der Fall van Dinther zeigt, wie Teile der politischen Klasse sich abgehoben an ihren satten Pfründen bedienen. Da reichen aber 
selbst RAG-Tausender und ein 160 000-Euro-Jahresgehalt offenbar nicht aus, die bescheidenen Parteibeiträge für die CDU zu 
entrichten. Wo wäre denn heute van Dinther ohne die CDU, die ihr eine traumhafte Parteikarriere ermöglicht hat? Aus kleinen 
Verhältnissen, mit fünf Geschwistern aufgewachsen, schafft sie nach der Hauptschule die Ausbildung zur 
Bekleidungstechnikerin. Woher wir das alles wissen? Mit ihrem Aufstieg geht van Dinther freimütig hausieren: Seht her, 
Wahlvolk, ich bin eine von Euch. Bei ihrem Amtsantritt rief sie auch noch die neue Bescheidenheit aus. Frau van Dinther, das 
alles gehört sich nicht. Sie sollten sich schämen.  
 
 
NRZ       Dienstag 02.02.2010 

Knapp bei Kasse? 
Landtagspräsidentin Regina van Dinther zahlte jahre lang ihre CDU-Beiträge nicht. RAG-Affäre ist Thema im Plenum 
Christoph Meinerz Theo Schumacher 

Düsseldorf. Noch ist die „RAG-Affäre" nicht gänzlich ausgestanden, da gerät NRW-Landtagspräsidentin Regina van Dinther 
(CDU) durch neue Vorwürfe erneut unter Druck - dieses Mal anhand von Unterlagen aus der eigenen Partei. Insgesamt zwölf 
Jahre lang soll die Christdemokratin aus Hattingen keine Mitgliedsbeiträge an den CDU-Kreisverband Ennepe-Ruhr gezahlt 
haben. Außerdem sei sie ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen, 25 Prozent von ihrer Aufwandsentschädigung als CDU-
Mitglied im Parlament des Regionalverbands Ruhr (RVR), etwa 400 von rund 1600 Euro im Jahr, an ihren Kreisverband 
abzuführen. Das geht aus einem im Internet veröffentlichen Mahnbrief hervor. 

Die Existenz des Schreibens wird seitens der CDU nicht bestritten. „Bei 'Durchsicht unserer Unterlagen haben wir feststellen 
müssen, dass Sie seit sieben Jahren keinerlei Mitgliedsbeitrag gezahlt haben, auch nicht den Mindestbetrag von fünf Euro pro 
Monat (60 Euro p.a.)", heißt es darin. „Insgesamt konnten wir in den 15 Jahren seit 1994 nur in drei Jahren eine 
Beitragszahlung von Ihnen feststellen." Lediglich der Ehemann habe den Mindestbeitrag gezahlt. 

Pikant ist der Zusatz, laut Statuten der CDU würden „theoretisch" nach einem Zahlungsverzug von mehr als sechs Monaten 
sämtliche Mitgliedsrechte ruhen - was übersetzt bedeutet: Man hätte van Dinther Kandidaturen wie etwa für den Landtag oder 
als Beisitzerin in den CDU-Bundesvorstand verweigern können. „Natürlich wird in Ihrem Fall niemand ernsthaft eine solche 
Diskussion anstreben", so ein ergänzender Hinweis. Es dürfte aber „im Interesse aller Beteiligten sein", die Begleichung der 
Forderungen „diskret" zu klären. 

Keine Stellungnahme 

Die indirekte Drohung hat offenbar gewirkt, der Wunsch nach Diskretion sich nicht erfüllt. Van Dinther hat ihre Rückstände bei der 
Partei inzwischen beglichen. Sie selbst lehnte jede Auskunft dazu ab. Ebenso weigerte sich der Sprecher der NRW-CDU, Stellung zu 
beziehen. In der „RAG-Affäre" bleibt bisher ungeklärt, warum van Dinther in der vergangenen Woche trotz mehrerer Anfragen von 
Journalisten nicht mitteilte, dass sie für ihre Tätigkeit im RAG-Regionalheirat30 000 Euro und nicht - wie zunächst angenommen -15 
000 Euro pro Jahr erhielt. Eine schriftliche Nachfrage der NRZ ließ van Dinther auch gestern in diesem Punkt unbeantwortet. 

In dieser Woche hat das hohe Honorar, das die Ruhrkohle AG unter öffentlichem Druck gestern mit sofortiger Wirkung 
einstellte, ein Nachspiel im Plenum des Landtags. In einer von den Grünen beantragten Sondersitzung des Ältestenrats soll 
geklärt werden, ob die Annahme von Vergütungen aus Beiratstätigkeiten nach dem Abgeordnetengesetz rechtlich „zweifelhaft" 
ist. Außerdem sollen Obergrenzen für Honorare geprüft werden. Weiter regen die Grünen eine Veröffentlichungspflicht bei 
Nebentätigkeiten von Abgeordneten an. 
 



 - 3 - 

 

Der Westen.de      Dienstag 02.02.2010 

Nebeneinkünfte 

Die Räte-Republik in Unternehmen und ihre Regeln 
Ulf Meinke 

 

Essen. Nicht nur der Kohlekonzern RAG hat einen Unte rnehmensbeirat, um Kontaktpflege zur Kommunalpoliti k zu 
betreiben. Vergleichbare Gremien gibt es auch bei RW E, WestLB oder der Provinzial-Versicherung. Allerdings  fällt hier 
die Bezahlung anders aus. Ein Blick auf die Räte-Re publik und ihre Regeln. 

Warum wird plötzlich über die Beiräte von Unternehm en diskutiert?  

Hohe Vergütungen des Kohlekonzerns RAG für Landtagsabgeordnete haben eine Welle der Kritik ausgelöst. NRW-
Landtagspräsidentin Regina van Dinther (CDU) und ihr Vize Edgar Moron (SPD) erhielten als Mitglieder des Regionalbeirats 
des Konzerns 30.000 Euro beziehungsweise 22.500 Euro im Jahr. Mittlerweile hat die RAG reagiert. Die Bezahlung werde „mit 
sofortiger Wirkung“ gestrichen. Künftig gebe es lediglich ein Sitzungsgeld in Höhe von 200 Euro. Der Beirat soll den Ausstieg 
aus dem staatlich subventionierten Bergbau in Deutschland begleiten. Angesichts von nur zwei Treffen des Gremiums pro Jahr 
seien die Zahlungen zu hoch, kritisierte der Bund der Steuerzahler. Auch einige Bürgermeister und Landräte sitzen in dem 
Beirat. Sie müssen allerdings Nebeneinkünfte, die über 6000 Euro liegen, an die Stadtkasse zahlen. Vergleichbare Pflichten 
haben Abgeordnete des NRW-Landtags nicht. 

Welche Aufgaben haben die Beiräte?  

In der Regel sind es Unternehmen mit kommunalen Anteilseignern, die Politiker in ihre Beiräte berufen. Beim Wasserversorger 
Gelsenwasser zum Beispiel treffen sich die Beiräte einmal im Jahr zu einem „Meinungsaustausch“ über Preise, Personalien, 
Strategien und Geschäftsverlauf. Die kommunalen Vertreter beraten den Vorstand und den Aufsichtsrat, die letztlich die 
unternehmerischen Entscheidungen treffen oder kontrollieren. Der Essener Energieversorger RWE nennt als Ziele seiner 
Beiratsgremien „Kontaktpflege“ und „Informationsaustausch“ mit den Kommunen. Bei der Landesbank WestLB gibt es einen 
„Beirat öffentlicher Kunden“, doch im Geschäftsbericht erwähnt die Bank weder die Namen der Mitglieder noch die Höhe ihrer 
Vergütung. Auf Anfrage erklärte die WestLB, der Beirat tage einmal bis zweimal im Jahr. Die Beiratsmitglieder seien 
„bevorzugte Ansprechpartner der Bank in Fragen der geschäftspolitischen Ausrichtung der WestLB“. 

Worin unterscheiden sich Beiräte von Aufsichtsräten ?  

Beiräte von Unternehmen tragen – auch juristisch – deutlich weniger Verantwortung als Aufsichts- oder Verwaltungsräte, die 
den Vorstand oder die Geschäftsführung kontrollieren. Unternehmensbeiräte haben – anders als Aufsichtsräte – in der Regel 
keinen direkten Einfluss auf wichtige Personalentscheidungen. Beim Energieversorger RWE bezeichnet man den eigenen 
Regionalbeirat als „klassisches Beratungsgremium“, nicht als „Kontrollgremium“. 

Wer sind die Beiratsmitglieder?  

RWE hat vier „Regionalbeiräte“ mit 85 Mitgliedern, darunter vor allem Bürgermeister, Landräte und Chefs von Stadtwerken. 
Darüber hinaus gibt es bei RWE noch einen 15-köpfigen „Wirtschaftsbeirat“, dem aktive oder ehemalige Manager angehören – 
laut Geschäftsbericht 2008 auch der einstige Chef des insolventen Arcandor-Konzerns, Thomas Middelhoff, und Ex-Siemens-
Chef Heinrich von Pierer. Auch NRW.Bank, WestLB und die Sparkassen-Versicherungsgruppe Provinzial laden regelmäßig zu 
Beiratstreffen ein. 

Wie werden Beiratsmitglieder bezahlt?  

Jedes Mitglied des RWE-Regionalbeirats erhält nach Unternehmensangaben 4650 Euro pro Jahr. Zusätzlich gibt es pro Treffen 
500 Euro als Sitzungsgeld und weitere 100 Euro als „Auslagenersatzpauschale“. Bei in der Regel vier Sitzungen pro Jahr erhält 
ein Beiratsmitglied insgesamt 7050 Euro. Das Gesamtgremium lässt sich RWE insofern knapp 600.000 Euro kosten. 

Die Gesamtbezüge des 15-köpfigen RWE-Wirtschaftsbeirats wiederum erreichten zuletzt laut Geschäftsbericht 250.000 Euro. 
Dies entspricht im Schnitt 16.666 Euro pro Mitglied. 

Ein Beirat der Versicherung Provinzial Rheinland erhält in der Regel bis zu 2400 Euro. Die WestLB gibt sich weniger offen, 
wenn sie nach der Bezahlung der Beiräte gefragt wird. Die Bank wollte sich auf Anfrage zur Höhe der Vergütung nicht äußern. 
Allerdings veröffentlichen einzelne Oberbürgermeister detailliert ihre Einkünfte und geben als Einnahmen aus der WestLB-
Tätigkeit 3000 Euro an. Die NRW.Bank nennt auf Anfrage eine Vergütung im „niedrigen vierstelligen Bereich“. Bei 
Gelsenwasser bekommt ein Beirat einmal im Jahr 500 Euro als Sitzungsgeld. 

Warum gibt es Kritik?  

Heiner Cloesges vom Bund der Steuerzahler sieht grundsätzlichen Handlungsbedarf. Er merkt an, dass zwar kommunale 
Vertreter ihre Nebeneinkünfte über 6000 Euro in die Stadtkasse einzahlen müssen, eine vergleichbare Regelung für 
Landtagsabgeordnete jedoch nicht existiert. „Es ist unverständlich, warum ein Ratsherr seine Nebeneinkünfte abgeben muss, 
aber ein Landespolitiker das Geld behalten darf“, sagt Cloesges. 
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Bergbau : Wieder bebte die Erde 
Harry Seelhoff 

Moers/Kamp-Lintfort. Wieder einmal bebte die Erde am  Niederrhein: Am Montagabend um 22.43 Uhr wurden im  Gebiet 
von Kamp-Lintfort – Moers – Neukirchen-Vluyn starke Erschütterungen wahrgenommen, so der Geologische Die nst in 
Krefeld. 

Das Epizentrum lag zwischen Moers und Kamp-Lintfort in der Nähe des Autobahnkreuzes A 40/ A 57. Das Beben erreichte eine 
Stärke von 2,4 auf der Richterskala. Die Bewegungen der Gebäude waren deutlich zu spüren. Das Beben ereignete sich in 
etwa einem Kilometer Tiefe und wurde durch den Bergbau verursacht. Im Dezember hatte es unter Moers drei Erdstöße 
gegeben. 
 

5 Kommentare 

Als Bürger zahle ich Subventionen für den Bergbau, Sitzungsgelder in Höhe von 30000 Euro, und muss Schäden durch 
Bodensenkung und Erdstöße bedingt durch den Kohleabbau hinnehmen. Das ist Krimminell! Wer gebietet dem Einhalt? Unser 
Bürgermeister? Wohl kaum. 
#1 von ein Repelener, vor 7 Stunden  

Wie lange wohnen Sie schon in Repelen ?  
Wie lange sind die Zechen schon da ?  
Zahlt die Zeche vieleicht auch wenn Schäden entstehen klar ist es nicht schön aber sollen wir uns noch abhängiger vom 
Ausland machen. Alle stöhnen über erhöte Energie Preise.  
Und meist kommen die Erdstöße aus berreichen die schon stillgelegt sind und nicht mehr kontrolliert werden können. 
#2 von auch ein Repelener, vor 4 Stunden  

Nur so schlimm wie jetzt seit längeren war es früher nicht.Muß erst etwas passieren?? 
Müssen Menschen zu Schaden kommen??? 
Was ist mit den Eigentümern welche die RAG einen Bergschadenvollverzicht auferlegt hat??? Diese wurden doch für ein paar 
Euro gezwungen ihr lang bewohntes Eigentum so zu kaufen und gehen jetzt bei einem Schaden leer aus. 
Viele hätten damals gerne darauf verzichtet und den vollen Preis gerne bezahlt. 
Doch da stellte sich die RAG stur. 
#3 von menne242, vor 3 Stunden  

#1  
Der Bürgermeister ist doch selbst im Beirat und kassiert mit.  
Das Schlimme daran ist ja nur, dass sich keiner darum kümmert. Erdbeben werden hingenommen, bis dann mal eine 
Katastrophe passiert...  

#4 von Kalutti, vor 3 Stunden  

irgendwann tut sich irgendwo in dem Gebiet auch mal ein grosses Loch auf... und dann sind alle wieder ganz überrascht.  
 
Ich denke, man muss nicht alles hinnehmen, auch wenn man schon länger hier wohnt. Irgendwann muss auch mal Schluss sein 
und die RAG dann auch für den ganzen Schaden aufkommen!  
#5 von Dr. No, vor einer Stunde  
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Neue rechtliche Grundlagen für Kraftwerksbau 
Landesregierung hat eine Änderung des Landesentwick lungsplans beschlossen. Bedeutsam für 
Gerichtsentscheidungen 
Tobias Blasius 

Düsseldorf. Die Landesregierung will den Kraftwerksbau in Nordrhein-Westfalen auf eine neue rechtliche Grundlage stellen. 
Das Düsseldorfer Kabinett hat am Dienstag eine Änderung des Landesentwicklungsplans (LEP) beschlossen, mit dem 34 
bestehende und zwei bereits genehmigte Standorte gesichert werden. Hintergrund ist unter anderem ein Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts Münster, das den Bebauungsplan für Europas größtes Steinkohlekraftwerk des Eon-Konzerns in 
Datteln durchkreuzt hatte. 

Modernisierung möglich 

NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben erklärte, der neue Landesentwicklungsplan unterstreiche den Vorrang von 
erneuerbaren Energien, fördere den Ausbau der umweltfreundlichen Kraftwärmekoppelung (Industrie-Abwärme als 
Heizenergie), ermögliche aber zugleich Neubau und Erweiterung von Kraftwerken an festgelegten Standorten. 

Da NRW noch Jahrzehnte auf konventionelle Energie angewiesen sei, müsse eine Modernisierung der zum Teil sehr alten 
Anlagen möglich bleiben. Für Datteln ist bedeutend, dass Eon das Kraftwerk nach der LEP-Änderung auch mit importierter 
Kohle betreiben dürfte. Gestrichen werden im Gegenzug Standorte, die seit Jahrzehnten für MegaKraftwerke freigehalten 
wurden und an Naturschutzgebiete grenzen - etwa in Gelsenkirchen-H eßler. 

Obwohl noch eine monatelange Anhörung und ein Landtagsvotum ausstehen, ist der Kabinettsbeschluss schon jetzt für 
Gerichtsentscheidungen bedeutsam. Der BUND kritisierte ihn als „Rückschlag für den Klimaschutz". NRZ 
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Umstritten : Land will Kraftwerk Datteln unbedingt durchboxen 

 

Düsseldorf. Die Landesregierung will mit aller Kraf t den Weiterbau des umstrittenen Eon-Kraftwerks in D atteln 
vorantreiben. Dafür hat das Kabinett den Landesentw icklungsplan geändert. 

Mit einer Änderung in der Landesplanung will die schwarz-gelbe Landesregierung den Weiterbau des umstrittenen Eon-
Kohlekraftwerks in Datteln (Kreis Recklinghausen) ermöglichen. Wie Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) am Dienstag 
mitteilte, billigte das Kabinett den Entwurf für das zukünftige Energiekapitel des Landesentwicklungsplans und leitete das 
Beteiligungsverfahren für die Öffentlichkeit bis Mitte Juli ein. 

Die Änderungen sehen Erleichterungen für eine Modernisierung der Kohlekraftwerke in NRW sowie verbesserte Bedingungen 
für die Solar- und Windenergie vor. Thoben sagte, der Regierung gehe es mit der Neufassung «auch um Datteln». 

Mitte Dezember hatte die schwarz-gelbe Koalition bereits das Landesentwicklungsgesetz geändert. Gestrichen wurde der 
sogenannte Klimaschutz-Paragraf, der «einheimische und regenerierbare Energieträger» bei der Stromerzeugung bisher 
bevorzugte. Umweltschützer lehnen die «Lex Eon» ab. Thoben wies die Kritik erneut zurück. Die Regierung stehe zu den 
erneuerbaren Energien. 

Eines der größten Steinkohlekraftwerke Europas 

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster hatte im September 2009 den Bebauungsplan für das Eon-Projekt aufgehoben. 
Als Grund führte das Gericht unter anderem an, dass die Stadt Vorgaben zum Naturschutz und zum Schutz der Bevölkerung 
nicht ausreichend beachtet habe. Die Anlage liege zu nahe an Wohngebieten. Damit wurde der Klage eines Landwirts aus 
Waltrop stattgegeben. 

Sowohl die Stadt Datteln als auch die Eon Kraftwerke GmbH hatten fristgerecht Beschwerden über die Nichtzulassung der 
Revision durch das OVG beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig eingelegt. Hierüber steht eine Entscheidung noch aus. 

Nach seiner Fertigstellung sollte das Kraftwerk mit einer Leistung von rund 1050 Megawatt eines der größten 
Steinkohlekraftwerke Europas werden. Die Gesamtinvestition beträgt rund 1,2 Milliarden Euro. Im Jahr 2011 sollte das 
Kraftwerk in Betrieb gehen. Falls die Genehmigung für das Kraftwerk aufgehoben wird, muss der Energiekonzern Eon die 
Anlage zurückbauen und den ursprünglichen Zustand wiederherstellen. (ddp) 
 
 

WAZ        Mittwoch 03.02.2010 

Wirtschaft 

Protest gegen Gesetzespläne für Kraftwerk Datteln 
Ewald Setzer 

 

Datteln. In der Dattelner Meistersiedlung, die im Sc hatten des neuen Eon-Kraftwerks liegt, formiert sich  der 
Widerstand. Den Ausschlag dafür gab ein Fernseh-Ber icht über die geplante Abschaffung des 
Klimaschutzparagraphen im Gesetz zur Landesentwickl ung durch den Landtag. 

Das empörte gleich mehrere „Siedler”, die daraufhin ein Anschreiben an alle Nachbarn verfassten, in dem sie auffordern, aktiv 
gegen einen neuen Bebauungsplan für das Eon-Kraftwerk zu werden.  

Als Sprecher der engagierten Nachbarschaft fungiert zurzeit Rainer Köster: „Durch die Sendung wurde deutlich, dass 
Rechtsnormen geändert werden, um Eon den Kraftwerksbau zu ermöglichen. Dabei wurden diese Normen festgesetzt, um den 
Bürger zu schützen.”  
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 Das Eon-Kraftwerk in Datteln ist weithin sichtbar. Die Bewohner der Meistersiedlung wollen sich jetzt dagegen wehren. Foto: Reiner Kruse Foto: WAZ FotoPool  

Und das ist das Ziel der Nachbarschaft in der Meistersiedlung, wie es in einem offeen Brief an Bürgermeister Wolfgfang Werner 
formuliert wird: „Zur Klarstellung. Wir sind keine Nörgler, die grundsätzlich gegen alles und jedes sind. Auch stehen wir als 
Bürger des Ruhrgebiets zu Kohlekraftwerken und wissen, dass wir Energie und auch Fernwärme brauchen. Wir wehren uns nur 
gegen Nichtbeachtung von Normen, die zum Schutz des Bürgers bestehen.”  

Das verstoße gegen das Rechtsempfinden 

Info  

Meistersiedlung:Zu wenig Abstand 

Mit der Zeche Emscher-Lippe in Datteln wurde zu Beginn des vorigen Jahrhunderts auch Wohnraum für die Beschäftigten 
benötigt. In den Jahren 1907 bis 1912 baute der Architekt Robert Schmohl die Beisenkampsiedlung.  

Die anliegende Meistersiedlung entstand im Jahre 1908. Sie erhielt im Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Münster zum 
Bebauungsplan Eon eine besondere Bedeutung. Ihr Abstand von 400 bis 500 Meter nordwestlich des Kraftwerks entspricht 
nicht dem Abstandserlass, der dort mindetens 1500 Meter von einer Wohnbebauung vorsieht.  

Der 62-jährige Rainer Köster ist pensionierter Polizeibeamter und stellt fest: „Es verstößt gegen das gesunde Rechtsempfinden, 
wenn nachträglich Gesetze geändert werden, um Vorhaben durchzusetzen, die gegen die Normen verstoßen. Wir denken, dass 
es nun an der Zeit ist, nach Abwägung der im OVG-Urteil festgestellten Fehler und falschen Annahmen von einem neuen 
Bebaungsplan Abstand zu nehmen. Wir wollen, dass bestehendes Recht auch Recht bleibt.”  

Unabhängig von der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über die Beschwerde zur Nichtzulassung der Revision des 
OVG-Urteils wollen die Nachbarn der Meistersiedlung ihren Widerstand gegen den neuen Babunngsplan formieren. „Dabei 
werden wir natürlich auch an unsere Ratsvertreter und den Bürgermeister herantreten und das Gespräch suchen. Und wir 
wollen von den Landtagskandidaten eine klare Position hören.”  

Treffen am 8. Februar 

Zunächst will sich die Nachbarschaft informieren und lädt dazu alle Interessierten am Montag, 8. Februar, in die Gaststätte 
„Postkutsche” ein (19 Uhr, Castroper Straße 176). Rainer Köster: „Wir haben auch das Ehepaar Greiwing eingeladen, von dem 
wir erfahren möchten, wie es im ersten Verfahren gelaufen ist. Und dann werden wir darüber sprechen, welcher Weg von uns 
weiterhin beschritten werden kann, um den zweiten Bebauungsplan zu verhindern.” 
Kontakt: Rainer Köster (02363 614 34). E-Mail: rainer-koester@versanet.de  
 

WAZ        Mittwoch 03.02.2010 

Mahnwache gegen das Kraftwerk 
Florian Müller 

Zeitgleich zu der Bürgersprechstunde von Trianel (Pl aner des neuen Kraftwerks in Uerdingen) am Donnerst ag, 4. 
Februar, wollen die Kraftwerksgegner eine Mahnwache  vor Sankt Matthias abhalten. 

Zeitgleich zu der Bürgersprechstunde von Trianel - die Gesellschaft plant, wie berichtet, die Errichtung eines 
Steinkohlekraftwerkes im Chempark in Uerdingen -, in Hohenbudberg, Dorfstraße 4 (ehemaliges Pfarrheim), wollen die 
Kraftwerksgegner eine Mahnwache vor Sankt Matthias abhalten.  

Trianel will am Donnerstag, 4. Februar, in seinem Büro interessierte Bürger informieren, von 17 bis 19 Uhr wollen die 
Kraftwerkskritiker mit Glühwein und alkoholfreiem Punsch die Bürger mit ihren Argumenten vertraut machen. 
 
 

Der Westen.de      Mittwoch 03.02.2010 

Nebeneinkünfte 

Landtagspräsidentin van Dinther räumt Fehler ein 
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Düsseldorf. NRW-Landtagspräsidentin Regina van Dint her (CDU) hat am Mittwoch die hohen Vergütungen durc h den 
Kohlekonzern RAG als „Fehler“ bezeichnet. Sie bedau re zudem, dass sie die Öffentlichkeit nicht früher über die 
Zahlungen informiert habe. Van Dinther ist wegen ihr er Tätigkeit im RAG-Regionalbeirat in die Kritik ge raten. 

Die hohen Zahlungen des Kohlekonzerns RAG an drei Abgeordnete haben am Mittwoch kaum Streit im Düsseldorfer Landtag 
ausgelöst. Offenbar weil zugleich Politiker von Koalition und Opposition in den Fall verwickelt sind, blieben harte Verbal-
Attacken aus. Die Debatte im Parlament verlief gerade im Vergleich mit den sonst fast durchweg hitzigen bis polemischen 
Redeschlachten sehr ruhig und war mit rund 30 Minuten ausgesprochen kurz. 

Tatsächliche Konsequenzen aus der RAG-Affäre wollen die Fraktionen erst hinter verschlossenen Türen diskutieren. Am 
Donnerstag (4. Februar) berät der nicht öffentlich tagende Ältestenrat des Parlaments über den Fall. Ein Experten-Gutachten 
soll klären, ob bestehende Regeln verletzt wurden. Danach wollen die Fraktionen auch erörtern, ob das Abgeordnetengesetz 
verschärft werden muss. 

Künftig solle bei Nebentätigkeiten auch die Höhe der Vergütung veröffentlicht werden, sagte Grünen-Fraktionsvize Reiner 
Priggen und mahnte mehr Transparenz an. Der Vorgang war durch eine Kleine Anfrage der Grünen öffentlich geworden. 

In einem RAG-Beratungsgremium sollten grundsätzlich keine Honorare gezahlt werden, verlangte Priggen. Zudem müssten 
künftig alle Fraktionen des Landtags sowie auch Bergbau-Geschädigte dem Beirat angehören. 

Auch andere Politiker in der Kritik 

Allein Landtagspräsidentin Regina van Dinther (CDU) kassierte 30 000 Euro für ihren Vorsitz im sogenannten RAG-Regionalbeirat 
und war deshalb in die Kritik geraten. Neben den Landtagsabgeordneten van Dinther, Josef Hovenjürgen (CDU) und Edgar Moron 
(SPD) gehören auch Bürgermeister dem Beirat an, der die sozialverträgliche Schließung von Zechen begleiten soll. 

Steuerzahlerbund und Staatsrechtler hatten die hohen Zahlungen gerügt. Der Beirat tagte pro Jahr nur zwei bis dreimal - laut 
Medienberichten jeweils nur etwa zwei Stunden. Am Montag hatte die RAG den Stopp der hohen Vergütungen angekündigt. 
Künftig soll es nur noch ein Sitzungsgeld von 200 Euro geben. 

Vor Beginn der Landtagssitzung hatte van Dinther Versäumnisse in der RAG-Affäre eingeräumt. «Die Reaktion der Öffentlichkeit 
hat mir sehr bewusst gemacht, dass die Annahme der Vergütung für meine Tätigkeit im Regionalbeirat der RAG ein Fehler war», 
sagte van Dinther. «Ich nehme die Kritik sehr ernst und bedaure mein Handeln. Ebenfalls bedaure ich, dass ich die Öffentlichkeit 
nicht frühzeitiger über die Höhe der Vergütung informiert habe, die ich als Vorsitzende des Beirats erhalten habe.» 

Wittke bezeichnet üppige Entlohnung als „unangemesse n“ 

Die CDU-Politikerin hatte die Entlohnung zunächst als «normal» bezeichnet. Auch der Sozialdemokrat Moron hatte die Bezüge 
in einer ersten Reaktion als üblich verteidigt. Mittlerweile haben alle drei Politiker mitgeteilt, das RAG-Geld teils oder ganz 
gespendet zu haben oder dies noch zu planen. 

Der CDU-Abgeordnete Oliver Wittke bezeichnete die üppige Entlohnung als «unangemessen». Gerade ein 
Subventionsempfänger wie die RAG dürfe nicht solche Summen zahlen, sagte der FDP-Wirtschaftsexperte Dietmar Brockes. 

Der RAG-Beirat müsse künftig mit einem «Höchstmaß an Sensibilität und Transparenz» arbeiten, forderte die parlamentarische 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion, Carina Gödecke. 

Nur der Linke-Abgeordnete Rüdiger Sagel forderte van Dinther zum Rücktritt auf. Die Parlamentschefin habe in ihrer Vorbild-
Funktion versagt und dem Ansehen des Hauses geschadet. (ddp) 
 
 
NRZ       Donnerstag 04.02.2010 

Politik 

"Sie muss zurücktreten" 
Markus Peters 

Der CDU-Schatzmeister im Kreis Wesel, Heinrich Pete rs, fordert Landtagspräsidentin Regina van Dinther zum Rücktritt auf. 
Was würde im Kreis Wesel passieren, wenn eine führe nde Repräsentantin der Partei zwölf Jahre lang kein e Beiträge zahlt ?  

Heinrich Peters: Dafür gibt es Statuten. Wenn sich die Vorwürfe, die gegen sie erhoben werden, bestätigen, dann muss Regina 
van Dinther zurücktreten. Ich frage mich, wieso dieses unakzeptable Verhalten über einen so langen Zeitraum geduldet wurde, 
ohne dass die zuständigen Schatzmeister dagegen etwas unternommen haben.  
Dazu kassierte van Dinther 30 000 Euro von der RAG für den Vorsitz im Regionalbeirat. In Ordnung?  

Peters: "Es gibt eine juristische und eine moralische Seite. Wenn ich für zwei bis drei Sitzungen im Jahr 30 000 Euro kassiere, 
dann muss mir klar sein, dass diese Vergütung nicht angemessen sein kann. Gut, dass die RAG das jetzt eingestellt hat. 
Allerdings muss genau aufgelistet werden, wer sonst noch alles kassiert hat."  
Wie kommt das Verhalten der Landtagspräsidentin an der Basis an?  

Peters: Dort gibt es überhaupt kein Verständnis dafür. Rüttgers muss, wenn er die Wahlchancen wahren will, schnell und 
konsequent handeln, sonst sehe ich für die anstehenden Landtagswahlen „Rot”.  
 
 
NRZ       Donnerstag 04.02.2010 

Grandiose Blamage 
Die umstritten RAG-Beiratsgelder im NRW-Landtag 

Ob die nordrhein-westfälische Landtagspräsidentin Regina van Dinther ihrer Partei ein paar Jahre die Mitgliedsbeiträge schuldig 
blieb, ist mehr oder weniger ihre Privatsache und muss die CDU intern klären. Der große Ludwig Erhard war schließlich in 
seinen frühen Jahren als Wirtschaftsminister nicht einmal Parteimitglied. 
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Von ganz anderem Kaliber ist die Affäre um die üppigen Honorare, die Präsidentin van Dinther und ihr Vize Moron von der SPD 
für die Teilnahme an zwei Sitzungen des Regionalbeirates der RAG-Stiftung kassierten, die offenbar mehr oder weniger einem 
Kaffeekränzchen ähnelten. 

Hierfür hat sich Regina van Dinther gestern öffentlich vor dem Parlament entschuldigt und die Annahme des Geldes als Fehler 
bezeichnet. Das wird man akzeptieren müssen, lässt aber nicht die Schnodderigkeit vergessen, mit der sie zunächst die 
Angelegenheit als „normalen Vorgang" abtun wollte. 

Aber Politik ist in der Sache nur die eine Seite. Die andere ist die Ruhrkohle AG. Die reagierte zwar zügig und strich für die 
Zukunft Entgelte für die Teilnahme an Beiratssitzung ersatzlos. Doch ändert das nichts daran, dass der Vorgang für die Stiftung 
eine grandiose Blamage darstellt. Der feine Lack ist erst einmal ab.     KLAUS PETERS 

 
 
NRZ       Donnerstag 04.02.2010 

LESER SCHREIBEN KLARTEXT 

RAG-Beiratsbezüge 
Mit welch dreister Arroganz unsere Landespolitiker sich die Taschen vollmachen, um anschließend mit einem „Tschuldigung" 
und Achselzucken wieder zur Tagesordnung überzugehen, ist unglaublich. Und es findet sich auch irgendwie kein namhafter 
Politiker irgendeiner Coleur, der sich traut Konsequenzen einzufordern, wie sie wohl jedem Privatier oder Kaufmann blühen 
würden. Nicht mal im Ansatz ist da irgendeine Form von Anstand, Sitte und Moral zu finden. 
Merkste was?, derwesteri.de 

 

An dem Beispiel kann man sehen, wie Politiker bezahlt werden von den Unternehmen. Für ein paar Stunden 30 000 Euro! 
Diese Unternehmen müssten belangt werden für ihr Verhalten. 
eiermann41, derwesteri.de 
 
 
NRZ       Donnerstag 04.02.2010 

Bedauern - aber kein Rücktritt 
Landtagspräsidentin van Dinther nimmt im Parlament Stellung zum Streit um die Vergütungen um die RAG-
Beiratshonorare 
Christoph Meinerz Theo Schumacher 

Düsseldorf. Nach einer Auszeit von 24 Stunden hat sie entschieden, Stehvermögen zu demonstrieren. Pünktlich um 10 Uhr 
erscheint Regina van Dinther (CDU) gestern im Plenarsaal, winkt freundlich einigen Abgeordneten zu und eröffnet kraft ihres 
Amtes die 142. Sitzung des Landtags. Doch auch dieser Tag wird für die NRW-Landtagspräsidentin anders verlaufen, als sie 
und ihre Berater es sich vorgestellt haben dürften. Es ist van Dinther selbst, die für das nächste Desaster sorgt. 

Unter dem Druck von zwei Affären tritt die CDU-Politikerin eineinhalb Stunden später erstmals persönlich mit einer 
umfangreicheren Erklärung an die Öffentlichkeit. Vergangene Woche hatte sie die Kritik am 30 000 Euro-Honorar der Ruhrkohle 
(RAG) für die Leitung von zwei bis drei Sitzungen im Jahr noch knapp als „normalen Vorgang" abgetan. Nun entschuldigt sich 
die 52Jährige dafür. „Die Reaktionder Öffentlichkeit hat mir sehr bewusst gemacht, dass die Annahme der Vergütung für meine 
Tätigkeit im Regionalbeirat der RAG ein Fehler war." Sie bedauere ihr Handeln und zugleich, „nicht frühzeitiger" über die 
korrekte Höhe der Bezüge informiert zu haben. , 

Mehr noch als die Annahme des üppigen RAG-Honorars nimmt man van Dinther innerhalb der CDU übel, dass sie laut 
Mahnbrief des CDU-Kreisverbands Ennepe-Ruhr zwischen 1994 und 2008 für insgesamt zwölf Jahre an die Partei keine 
Mitgliedsbeiträge gezahlt hat. 

„Ehrabschneidend" 

„Boshaft" nennt sie eine solche Beschuldigung, „ehrabschneidend" die Berichterstattung über diesen Vorgang. Über 30 Jahre 
sei sie CDU-Mitglied, habe vor der zitierten Mahnung niemals einen Hinweis auf offene Forderungen erhalten. Van Dinther 
spricht von „Kommunikationsfehlern" zwischen Kreis- und Ortsverband, sagt, dass die CDU Ennepe-Ruhr ihr den Erhalt von 
„Mitgliedsbeiträgen und persönlichen Spenden in Höhe von 5720,91 Euro" im Zeitraum von 1994 bis 2005 bestätigt hat. 

Als Zeugen benennt sie CDU-Landesschatzmeister Lothar Hegemann. Ihm habe sie „alle Unterlagen vorlegt, die durchgehend 
bestätigen, dass ich meinen Zahlungsverpflichtungen nachgekommen bin". Damit nimmt die nächste 

Katastrophe für van Dinther ihren Lauf. Wenige Minuten später distanziert sich der „Kronzeuge" in aller Deutlichkeit davon, sich 
für diesen Reinwaschungsversuch instrumentalisieren zu lassen. „Belege habe ich überhaupt nicht gesehen", beteuert 
Hegemann. 

Zurück in die letze Reihe 

Zurück im Landtagsplenum, zieht sich die Präsidentin am Nachmittag in die für sie ungewohnte letzte Reihe der CDU-Fraktion 
zurück. Dort muss sie mit anhören, wie der Linken-Abgeordnete Rüdiger Sagel ihren Rücktritt fordert: „Frau van Dinther hat in 
ihrer Vorbildfunktion versagt." Auch Vizepräsident Edgar Moron (SPD), der immerhin 22 500 Euro für seinen Sitz im RAG-
Regionalbeirat kassiert hat, verfolgt das Geschehen von seinem Fraktionsplatz aus. Die anderen . Redner heben sich ihre 
persönliche Kritik für die heutige Ältestenrat-Sitzung auf, rügen aber die Honorare als „unangemessen". Oliver Wittke (CDU): 
„Der Regionalrat ist ein Beratungsgremium und kein Aufsichtsrat im rechtlichen Sinne." 

Die Grünen fordern als Konsequenz aus der Affäre mehr Transparenz. Künftig müssten Nebeneinkünfte der Abgeordneten 
offengelegt und Obergrenzen eingezogen werden, so Vize-Fraktionschef Reiner Priggen. Die RAG habe versucht, „im alten 
Geist die politische Landschaft ein Stück weit zu steuern", kritisierte er. 
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Ein Antrag von SPD und Grünen zur Zukunft des Regionalrats findet keine Mehrheit, weil die RAG schon reagiert hat. Auf die 
bisherige Vergütung wird bis auf das Sitzungsgeld von je 200 Euro verzichtet, außerdem entsendet jede Landtagsfraktion 
künftig ein Mitglied in das Gremium. Den Verband der Bergbaugeschädigten wollen CDU und Liberale dagegen nicht zulassen. 
Die „RAG-Affäre" ist damit offenbar beendet - die „Affäre van Dinter" noch nicht. 
 
 

Westfälische Rundschau     Donnerstag 04.02.2010 

Jürgen Rüttgers im Schacht III : "Heimspiel" für den Landesvater 
Heino Baues, Katja Reich, Claudia Behlau 

 
Bergkamen. Glatteis gab's draußen, nicht aber im Sc hacht III, auf dem Jürgen Rüttgers auf der vierten Station seiner „Zuhör-Tour” als CDU-
Landesvorsitzender hätte ausrutschen können.  

Gefahr bestand nur zu Beginn. Gleich als Erster hatte sich nach Rüttgers kurzer Begrüßung das streitbare Oberadener CDU-
Urgestein Rudolf Rumpf das Mikrofon ergriffen und zwei Fragen gestellt, die jedem Christdemokraten im Land überhaupt nicht 
passen: Was ist mit dem 30 000 Euro schweren Sitzungsgeld, das Landtagspräsidentin Regina van Dinther für ein paar 
Stunden im RAG-Regionalbeirat erhalten hat, und was ist mit den Mitgliedsbeiträgen, die sie angeblich über Jahre nicht gezahlt 
habe?  

Rüttgers verwies entschuldigend auf die Sitzung des Ältestenrats des NRW-Landtags heute und wollte sich darüber hinaus zu 
diesen Themen nicht weiter äußern. Danach wich er allerdings keiner kritischen Frage mehr aus.  

»Es macht ihm inzwischen richtig Spaß«  

 
Der Ministerpräsident des Landes NRW, Jürgen Rüttgers, trug sich in das Goldene Buch der Stadt Bergkamen ein. Bürgermeister Roland Schäfer rechts. (Foto: 
Dietmar Wäsche) Foto: Dietmar Wäsche  

Rund 200 wissbegierige und interessierte Besucher hatten sich im Rünther Veranstaltungszentrum eingefunden, in dem die 
NRW-CDU eine Art Arena aufgebaut hatte. Rüttgers stand – ohne Rednerpult – in der Mitte. Die Gäste saßen auf allen vier 
Seiten auf Stühlen und Tribünen um ihn herum.  

Bei seinem ersten Zuhör-Termin im November in Lohmar hätte Rüttgers etwas Sorgen gehabt, da er er immer jemanden den 
Rücken zudrehe. Das verriet eine Mitarbeiterin der CDU-NRW. Doch die ungewöhnliche Talkshow kam an – beim Publikum, 
und auch bei Rüttgers. „Es macht ihm inzwischen richtig Spaß”, erklärte sie.  

Die Fragen sprudelten damals bei der Premiere in Lohmar. Und das war am Mittwochabend in Bergkamen nicht anders. 
Bergbauschäden, Baustopp des Kraftwerks in Datteln, das Ehrenamt, die Zukunft der Kindertagesstätten oder der Polizei, die 
Finanznot der Kommunen, der Kauf der Steuersünder-CD und vor allem das Schulsystem.  

Die Fragen und Meinungen prasselten auf Rüttgers nur so herab. Von Dortmundern, Wernern, Lünern. Längst ware nicht nur 
Bergkamener gekommen, und auch nicht nur Christdekomokraten. Politiker aller Couleur hatten sich ins Publikum gesetzt, 
Piraten inklusive.  

Lokale Fragen, also Bergkamener Themen, brannten den Gästen anscheinend nicht auf der Seele. Und so war es kein Wunder, 
dass sich Rüttgers relativ sicher auf seinem Terrain bewegen konnte, jede Frage, und auch jede Kritik ruhig und gelassen, 
manchmal auch scherzhaft parierte. Schlechte oder gar aufgeheizte Stimmung kam nicht auf. Schließlich sei er hier, um zu 
diskutieren, da müsse man auch andere Meinungen vertreten können, sagte Rüttgers, der jeden Zusammenhang zwischen 
seinem Besuch in Bergkamen und dem Wahlkampf (am 9. Mai ist Landtagswahl) von sich wies. Das sei zu früh. Umso 
geschickter verpackte er – etwa wie beim Kinderbildungsgesetz kleine Sticheleien: „Ich kann doch nicht in nur fünf Jahren alles 
besser machen, was man schon hätte früher beginnen müssen.”  

Spezielle Bergkamener Themen blieben zwar außen vor, Bergkamener meldeten sich natürlich zu Wort. So beklagte Maik 
Stendel, Bezirksbeamter in Bergkamen-Mitte, die seiner Ansicht nach drohende Überalterung der Polizei, weil zu wenig 
Nachwuchskräfte eingestellt würden.  
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CD-Steuereinnahmen für das Ehrenamt  

Stadtbrandmeister Dietmar Luft brach eine Lanze für das Ehrenamt, und das nicht nur bei den Rettungskräften. Für den zu 
erwartetenden Gewinn aus dem Kauf der jüngsten Steuersünder-CD wusste er schon zugunsten der Vereine und Verbände 
eine sinnvolle Verwendung. Rüttgers betonte, dass ohne die Freiwillige Feuerwehr der Feuerschutz in NRW zusammenbrechen 
würde.  

Harald Sparringa kritisierte das „G8”-Abitur, weil es seiner Meinung nach die Jugendlichen überfordere.  

Die Zuhör-Tour wurde gestern vom ZDF aufgezeichnet. Voraussichtlich sind Ausschnitte am kommenden Sonntag bei „Berlin 
direkt” zu sehen.  
 
 

Aachener Zeitung     Freitag 05.02.2010 

Van Dinther in eigener Partei massiv unter Druck 
Düsseldorf/Hagen. Die nordrhein-westfälische CDU stellt sich nicht vor die umstrittene Landtagspräsidentin Regina van Dinther. 
Ein Sprecher der Landes-CDU wollte am Freitag nicht zu den genauen Mitgliedszahlungen der Präsidentin Stellung nehmen. Er 
verwies auf Stellungnahmen von van Dinthers Kreisverband. Doch die CDU Ennepe-Ruhr hatte zu angeblichen jahrelangen 
Zahlungsverzögerungen nur mitgeteilt, es bestünden «keinerlei finanzielle Forderungen» gegenüber der Kreispartei. Die 
Präsidentin steht auch wegen eines 30.000-Euro-Honorars des Kohlekonzerns RAG in der Kritik. Dass die NRW-CDU van 
Dinther bisher nicht entlastet hat, wird laut «Rheinischer Post» als Hinweis darauf gewertet, dass die Christdemokratin 
unkorrekte Angaben gemacht haben könnte. Denn die Landespartei könne über die «Beitrags- und Spendenverwaltung» den 
genauen Eingang von Zahlungen eines Mitglieds über einen längeren Zeitraum zurückverfolgen. 

Und zwar getrennt nach Beiträgen und Spenden, berichtete das Blatt. Laut Zeitungsberichten vom Freitag stehen die 
Äußerungen von van Dinther zu ihrer Zahlungsmoral als CDU-Mitglied parteiintern in der Kritik. 

«Damit hat sie sich selbst gerichtet», sagte ein «hochrangiger Parteifunktionär» dem «Westfälischen Anzeiger». Am Mittwoch 
hatte van Dinther Berichte über ihre angeblichen Zahlungsrückstände bei den CDU-Mitgliedsbeiträgen als «falsch und 
ehrabschneidend» bezeichnet. Sie habe ihre Beiträge gezahlt.  

Vor allem der Versuch, CDU-Landesschatzmeister Lothar Hegemann als Kronzeuge für angeblich immer korrekte Zahlungen 
anzuführen, sorgt Berichten zufolge für Ärger in der NRW-CDU. Hegemann hatte einen Kommentar zu van Dinther abgelehnt. 
Der Innenexperte der CDU-Landtagsfraktion, Theo Kruse, griff van Dinther an. «Die maßlosen Ansprüche einzelner 
Spitzenpolitiker zerstören das Vertrauen in die Politik», sagte Kruse laut «Westfalenpost».  

«Es müssen alle Mitgliedsbeiträge auf den Tisch. Das einfache Mitglied hat kein Verständnis, falls da nicht korrekt abgeführt 
wird. Bei uns in Olpe wäre das undenkbar», sagte der Abgeordnete. 
 
 
NRZ       Samstag 06.02.2010 

Parteifreunde gehen auf van Dinther los 
CDU-Landtagspräsidentin unter Druck. Rücktritt gefo rdert 
Christoph Meinerz 

Düsseldorf. Wegen der „RAG-Affäre" und dem nicht ausgeräumten Vorwurf, sie habe jahrelang keine Mitgliedsbeiträge an ihre 
Partei gezahlt, wird NRW-Landtagspräsidentin Regina van Dinther (CDU) jetzt offen von Parteifreunden angegriffen. „Unsere 
Arbeit wird mit Füßen getreten", klagt der Innenexperte der CDU-Landtagsfraktion Theo Kruse. In einem Interview verurteilt er 
die Annahme des Ruhrkohle-Honorars von 30 000 Euro als „maßlos". Kruse: „Es gibt eine gehörige Empörung über das 
Fehlverhalten." Zugleich fordert er van Dinther auf, alle Belege über gezahlte Mitgliedsbeiträge offenzulegen. Innerhalb der 
CDU-Landtagsfraktion hieß es gestern, Kruse habe „damit ausgesprochen, was viele denken". Die Verärgerung ist groß, weil es 
van Dinther bisher nicht gelungen ist, sich selbst zu entlasten. Auffällig ist zudem, dass sie weder von Ministerpräsident Jürgen 
Rüttgers (CDU) noch von der CDU-Landeszentrale erkennbare Rückendeckung erhält. 

Der Schatzmeister des CDU-Kreisverbands Wesel, Heinrich Peters, fordert bereits öffentlich den Rücktritt van Dinthers, falls sie 
die Zahlung der Mitgliedsbeiträge nicht nachweisen kann.  
 
 
NRZ       Samstag 06.02.2010 

KOMMENTAR 

Noch im Amt,wie immer 
Van Dinther und die neue Dickfelligkeit 

Als Jürgen Rüttgers die Macht übernahm, zog seine CDU unter dem Banner der „neuen Bescheidenheit" in den Landtag ein. 
Alles sollte anders sein als zu Zeiten des „Genossenfilzes". Pils statt Schampus, und so weiter. Von dem hehren Anspruch ist 
fünf Jahre später nichts geblieben. Der Fall Regina van Dinther ist augenfälliges Beispiel für eine neue Dickfelligkeit und die 
Arroganz, mit der führende Akteure ihre Affären aussitzen. 

Die Landtagspräsidentin versucht sich in den Karneval zu retten. Denn die Empörung von Parteifreunden, die ihre kreative 
Zahlungsmoral bei Mitgliedsbeiträgen gar nicht schätzen, ist unüberhörbar. Doch noch war die harsche Kritik nach 
Bekanntwerden ihres saftigen RAG-Honorars nicht verstummt, als van Dinther schon wieder im Parlament über den 
Abgeordneten präsidierte. Als hätte man sie dort für immer festgeschraubt. 

Dass sie nach ihrer Entschuldigung lieber heute als morgen zum Alltagsgeschäft übergehen würde, kann man verstehen. Ihr 
Parteifreund Hendrik Wüst hat es vorgemacht. Auch der CDU-Generalsekretär, der zu viel kassierte Krankenkassen-Zuschüsse 
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wie sein persönliches Schonvermögen gepflegt hatte, klebt an seinem Amt und verfasst wieder moraltriefende Tiraden gegen 
die böse Konkurrenz. 

Von der Justizministerin, die gar nicht so schnell nachzählen kann, wie ihr die Gewaltverbrecher pannenbedingt davonlaufen, 
soll hier nicht weiter die Rede sein. Allgemein gilt: Augen zu und durch. Man ist geneigt, den Hut zu ziehen vor Oliver Wittke, 
der zurücktrat, weil er durch eine Ortschaft gerast war und seinen Führerschein verlor. Sein Pech: Er war Verkehrsminister und 
nicht - sagen wir mal - Landtagspräsident. 

Fatal ist, wie all dies die Kluft zwischen Wählern und Gewählten vergrößert. Es sind zwei Welten: Von denen, für die sie 
vorgeben, Politik zu machen, haben sich manche Volksvertreter längst meilenweit entfernt. 
THEO SCHUMACHER 
 
 

Tagblatt        Samstag 06.02.2010 

China kauft für 60 Milliarden Dollar Kohle 

 
Kohlewerk in Australien. Bild: Keystone 

SYDNEY. Der australische Bergbaukonzern Resourcehouse hat mit China einen langfristigen Vertrag zur Kohlelieferung im 
Volumen von 60 Milliarden Dollar geschlossen. Für Australien ist dies der grösste Exportauftrag der Geschichte. 

Über einen Zeitraum von 20 Jahren werde Resourcehouse 30 Millionen Tonnen Kohle jährlich aus Queensland nach China 
liefern, kündigte Vorstandschef Clive Palmer an. Es handle sich um den grössten Exportauftrag in der Geschichte seines 
Landes. 

Nach Angaben der Regierung von Queensland sichert der Auftrag zehntausende Arbeitsplätze.  Palmer, der als fünftreichster 
Australier gilt, will Resourcehouse im März in Hongkong an die Börse bringen, um sich frisches Kapital für einen Ausbau der 
Kohle-, Erz- und Ölförderung zu beschaffen. (sda/afd) 
 
 
NRZ       Montag 08.02.2010 

"Klagen und Kampagnen" 
CO-Pipeline und Kraftwerksbau: Die Gewerkschaft IG BCE fordert von der Politik mehr Unterstützung gege n Widerstände 
Christian Icking 

 

Haltern am See. Angesichts wachsender Widerstände in der Bevölkerung gegen Industrie-Projekte wie den Bau neuer 
Kohlekraftwerke oder der Kohlenmonoxid-Pipeline des Bayer-Konzerns fordert die Gewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG 
BCE) von der Politik mehr Unterstützung und die Schaffung verlässlicher Rahmenbedingungen. Die Gewerkschaften allein 
könnten nicht „gegen einen gesellschaftlichen Megatrend ankämpfen", sagte IG BCE-Vorsitzender Michael Vassiliadis in 
Haltern am See. 

Für einen Steinkohle-Sockel 
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Zu einem breiten Energiemix, wie ihn sich die IG BCE auf die Fahnen geschrieben hat, gehört nach Meinung Vassiliadis' auch 
der Erhalt eines Steinkohlen-Sockelbergbaus über das politisch festgeschriebene Ausstiegsjahr 2018 hinaus. „Die 
Revisionsklausel muss genutzt werden", sagte der Gewerkschaftschef. Diese Klausel im Kohlekompromiss sieht vor, im Jahr 
2012 den Ausstiegsbeschluss noch einmal zu überprüfen. 

Bundesumweltminister Norbert Röttgen (CDU) berücksichtige bei seinem Plan, die Stromerzeugung bis 2050 fast ganz auf 
erneuerbare Energien umzustellen, bestenfalls den Bedarf von Privathaushalten, Handel und Gewerbe, übersehe aber den der 
energieintensiven Unternehmen wie Alu- oder Glashütten, so die IG BCE. Die erneuerbaren Energien taugten nicht für die 
industrielle Grundlast, solange ihr Strom nicht gespeichert werden könne. 

In der Frage der Laufzeit von Atomkraftwerken (AKW) stellte sich Vassiliadis grundsätzlich hinter den Ausstiegsbeschluss von 
2002. Aber „da kommt es uns nicht auf ein Jahr an". Die Restlaufzeiten der AKW müssten allerdings von der Sicherheit 
abhängig gemacht werden. 

Die IG BCE treibt nun die Sorge vor einem Trend in der Gesellschaft zur De-Industrialisierung um, wie Vassiliadis am Beispiel 
der unterirdischen CO-Pipeline des Bayer-Konzerns zwischen Krefeld und Dormagen deutlich machte. Es werde jede 
Möglichkeit zu „Klagen und Inszenierung von Kampagnen" genutzt. Der IG BCE-Chef sprach von „quasi religiösen" und 
„fundamentalistischen" Auseinandersetzungen. Die IG BCE rede mit der IG Metall darüber, wie Akzeptanz geschaffen werden 
könne. Dabei sei aber auch die Politik gefordert, die Beteiligungsrechte der „PolitProfi-Verbände" zu begrenzen, sagte er. 

Politische Rahmenbedingungen müssten auch für Kohlendioxid-Pipelines und -Speicherstätten geschaffen werden, die bei der 
Abscheidung des Klimagases CO2 gebraucht werden. Ohne sie und neue Kraftwerke sei die Zukunft der Braunkohle, des 
wichtigsten subventionsfreien Energieträgers in Deutschland, begrenzt. 

CHEMIE 

Neuordnung in NRW 

IG BCE-Chef Vassiliadis fordert von der NRW-Landesregierung eine aktivere Chemiepolitik. Während große Konzerne wie 
Evonik oder Bayer ganz gut durch die Krise gekommen seien, stünden einige kleinere Unternehmen der Grundstoffchemie wie 
Lanxess oder Cognis „im Sturm". Hier würde die IG BCE eine Debatte über eine Neuordnung begrüßen. Sonst bestehe die 
Gefahr, dass sich ausländische Investoren hier einkaufen. 
 
 
NRZ       Dienstag 09.02.2010 

Evonik startet Prozess für den Verkauf der Steag 
Essen. Der Evonik-Konzern hat den Verkaufsprozess für Teile seiner Energiesparte gestartet. Wie aus Finanzkreisen verlautet, 
ist die Investmentbank J.P. Morgan mit der Sondierung des Marktes beauftragt worden. Evonik hofft, spätestens Ende Mai unter 
verschiedenen lukrativen Angeboten wählen zu können. Morgan legt sich nicht fest, ob ein neuer Mehrheitseigentümer für die 
Steag oder ein Investor für eine Minderheitsbeteiligung gesucht wird. Während unter den Evonik-Großaktionären offenbar 
Sympathien für einen Mehrheitsverkauf gehegt werden, ist der Vorstand dagegen. „Der Vorstand will die Mehrheit am Energie-
Geschäft unter dem Konzern-Dach behalten", sagte eine Evonik-Sprecherin. Auch die Gewerkschaft IG BCE will, dass die 
Steag-Mehrheit bei Evonik bleibt. 

Geprüft wird unterdessen eine Ausgliederung des Geschäfts mit Industrie-Rußen, die in der Reifenherstellung benötigt werden. 
„Ergebnisoffen" würden verschiedene strategische Optionen abgewogen, heißt es in einem Brief an die Mitarbeiter, der der NRZ 
vorliegt.   hwb 
 
 

WAZ        Dienstag 09.02.2010 

Umwelt : Umstrittener Brennstoff ist aus Kraftwerk verbannt 
Kai Wiedermann 

 

Herne. Der umstrittene und gesundheitsgefährdende B rennstoff Kronocarb wird in Herne und Wanne-Eickel nicht mehr 
gemischt oder verbrannt, heißt es von der Bezirksre gierung in Arnsberg. Kronos Titan hat gegen das Ver bot vor dem 
Verwaltungsgericht aber ein Rechtsmittel eingelegt. 

„Das Zeug gehört eigentlich hier nicht hin” – diesen Satz sagte Umweltdezernent Jan Terhoeven im Juni letzten Jahres. Jetzt 
scheint „das Zeug” – gemeint ist der umstrittene Brennstoff Kronocarb – tatsächlich aus Herne und Wanne-Eickel 
verschwunden zu sein. Dies jedenfalls teilt die Bezirksregierung in Arnsberg schriftlich mit.  

Ein Blick zurück: Seit dem Jahr 2001 waren über 140 000 Tonnen Kronocarb im Heizkraftwerk Shamrock an der Kastanienallee 
verfeuert worden. Der Stoff, ein Nebenprodukt aus der Titandioxid-Herstellung der Leverkusener Firma Kronos Titan, gilt vor 
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allem wegen seiner feinsten Stäube für die Bezirksregierungen Köln und Arnsberg „als Fall für die Abfallverbrennungsanlage”. 
Im Oktober 2009 bestätigte das Verwaltungsgericht in Köln die Einstufung von Kronocarb als Abfall. Die Richter wiesen eine 
Klage der Kronos Titan GmbH zurück, Eon verzichtete daraufhin auf die weitere Verbrennung von Kronocarb.  

Rechtsmittel gegen Urteil des Verwaltungsgerichts 

Der Bund für Umwelt- und Naturschutz (BUND) traute dem Braten nicht und hakte nach. Er fragte bei der Bezirksregierung an, 
ob Kronocarb weiterhin in der Mischanlage Julia der Firma BAV in Herne mit Ballastkohle für die anschließende Verbrennung 
gemischt werde. Darüber hinaus spürte der BUND eine Genehmigung zur Kronocarb-Verbrennung im Kraftwerk von Evonik 
Steag in Baukau auf. Ob diese noch gelte beziehungsweise in Anspruch genommen werde, wollten die Umweltschützer wissen.  

Die Antwort aus Arnsberg ist eindeutig: Kronocarb wird nicht mehr bei der BAV gemischt und weder im Eon-Heizkraftwerk noch 
in Baukau verfeuert. „Damit ist sichergestellt, dass das Zeug aus unserer Region verbannt ist”, sagt BUND-Abfallexpertin 
Claudia Baitinger. Aber: Die Kronos Titan GmbH hat gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Köln Rechtsmittel eingelegt. Mit 
einem abschließenden Urteil wird erst in ein bis zwei Jahren gerechnet. 
 
 

Der Westen.de      Dienstag 09.02.2010 

Untersuchungs-Ausschuss : Umweltminister weist alle Vorwürfe in Justizaffäre zurück 

 

Düsseldorf. Der Fall Friedrich hat für Aufruhr im D üsseldorfer Landtag gesorgt. Die Opposition glaubt,  dass der 
missliebige Beamte aus dem Umweltministerium aus po litischen Gründen mit juristischen Ermittlungen über zogen 
wurde. Umweltminister Uhlenberg hat nun vor dem U-A usschuss alle Vorwürfe zurückgewiesen. 

Umweltminister Eckhard Uhlenberg (CDU) hat als Zeuge vor dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss des 
Düsseldorfer Landtags alle Vorwürfe in der Justizaffäre im Umweltministerium zurückgewiesen. Er habe keinen politischen 
Einfluss auf Justiz oder Polizei genommen, sagte Uhlenberg am Montag. In Wahrheit habe die Opposition eine „Kampagne“ 
gegen ihn gestartet. 

Der Ausschuss soll die politischen Hintergründe der Korruptionsermittlungen gegen den 2006 entlassenen Abteilungsleiter im 
Ministerium, Harald Friedrich, untersuchen. 

Friedrich sei nicht aus politischen Gründen entlassen worden, betonte Uhlenberg. Vielmehr habe es Verstöße bei einem 
Einstellungsverfahren gegeben. Zudem sei eine Festplatte aus einem Dienstcomputer verschwunden. Deshalb sei die 
Entlassung „richtig und nötig“ gewesen. Das Umweltministerium hatte danach wegen der beiden Vorfälle auch Strafanzeige 
gegen Friedrich erstattet. Spätere Korruptionsermittlungen des Landeskriminalamts (LKA) habe er aber nicht veranlasst, sagte 
der Minister. 

Drei Wochen in Untersuchungshaft 

Friedrich war im Mai 2008 unter dem Verdacht verhaftet worden, Mittel aus der Abwasserabgabe zweckwidrig verwendet zu 
haben. Drei Wochen lang saß er in Untersuchungshaft. Damals hieß es, dem Land sei ein Schaden von 4,3 Millionen Euro 
entstanden. Die Staatsanwaltschaft Wuppertal ließ den Vorwurf des bandenmäßigen Betrugs jedoch fallen. Im Zuge der 
Ermittlungen waren auch Telefonate und E-Mails von Abgeordneten und Journalisten durch das LKA ausgespäht worden. 

Uhlenberg bedauerte die Vorgänge, bezeichnete die Entlassung von Friedrich aber als weiterhin korrekt. Es sei niemals darum 
gegangen, „einen Menschen hinzurichten“. Er hätte gern mit Friedrich weitergearbeitet. Aber angesichts der Verstöße habe die 
Entlassung sein müssen. Von der Verhaftung des Ex-Beamten sei er dann überrascht gewesen. 

Eine ministeriumsinterne „Kommission Amtshilfe“, die dem LKA zuarbeitete, habe er nicht „begleitet“, sagte Uhlenberg. 
Mehrmals bezeichnete er seinen Umwelt-Staatssekretär Alexander Schink (CDU), der Friedrich angezeigt hatte, als „Amtschef“. 

Die Opposition warf der Regierung bei der Befragung des wohl letzten Zeugen im Ausschuss erneut vor, dass sie einen 
missliebigen Beamten aus politischen Gründen mit juristischen Ermittlungen überzogen hat. Ministeriumsmitarbeiter hätten 
„Gerüchte“ an die Ermittlungsbehörden weitergeben, die sich mittlerweile „in Luft aufgelöst“ hätten, sagte der SPD-Abgeordnete 
Stephan Gatter. 

Enger Vertrauter von Bärbel Höhn 

Der entlassene ehemalige Spitzenbeamte war ein enger Vertrauter der früheren Umweltministerin Bärbel Höhn (Grüne). 
Friedrich ist Wasserexperte und gilt als Kritiker von Umweltminister Uhlenberg im Skandal um das Industriegift PFT. Die 
krebserregende Substanz war in die Ruhr und andere Gewässer gelangt. 

Verhaftung und PFT-Skandal hätten „nichts miteinander zu tun“, sagte Uhlenberg auf Nachfrage des Grünen-Abgeordneten 
Johannes Remmel. Die Grünen hätten 2006 mit „niederträchtigen“ Vorwürfen eine „Kampagne“ gegen ihn gestartet. Tatsächlich 
habe er „das PFT-Problem gelöst“, obwohl die Vorgängerregierung dafür verantwortlich sei, sagte der Minister. Von Friedrich 
kenne er dagegen „keinen konstruktiven Beitrag“ zur Bekämpfung des PFT-Problems. 

Bis zur letzten Plenarwoche der Legislaturperiode im Frühjahr wird der Untersuchungsausschuss nun einen Abschlussreport 
vorlegen. Koalition und Opposition werden aufgrund der sehr unterschiedlichen Wahrnehmung der Vorgänge wohl getrennte 
Berichte anfertigen. (ddp) 
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Westfalenpost      Dienstag 09.02.2010 

Uhlenberg vor dem Untersuchungsausschuss : "Friedrich war nicht mehr tragbar" 
Wilfried Goebels 

 

Meschede/Düsseldorf. Die Opposition spricht von „Tr eibjagd” - NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg (CDU ) aber 
weist im „Fall Friedrich” alle Vorwürfe der politisc hen Einflussnahme auf Justiz und Polizei zurück. 

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss soll klären, ob der ehemalige Abteilungsleiter im Umwelt-Ministerium und 
Höhn-Vertraute, Harald Friedrich (Meschede), 2008 Opfer einer Polit-Intrige wurde. Damals war Friedrich unter dem Verdacht 
des bandenmäßigen Betrugs verhaftet worden. 270 Beamte führten eine bundesweite Großrazzia durch - Friedrich saß drei 
Wochen in U-Haft. Der Betrugsvorwurf im Zusammenhang mit illegalen Auftragsvergaben wurde allerdings später fallen 
gelassen.  

Als Zeuge im Untersuchungsausschuss wehrte sich Uhlenberg gegen Vorwürfe, Friedrich sei aus politischen Gründen 
entlassen und juristisch verfolgt worden. Zwar habe das Ministerium im Juli 2007 eine Strafanzeige erstattet. Spätere 
Korruptionsermittlungen des Landeskriminalamtes (LKA) habe er aber nicht veranlasst, sagte Uhlenberg. Es sei auch niemals 
darum gegangen „einen Menschen hinzurichten”.  

Festplatte vom Dienstcomputer entfernt 

 
NRW-Umweltminister Eckhard Uhlenberg (CDU): Friedrich war nicht mehr tragbar. Foto: ddp Foto: ddp  

Aus Sicht Uhlenbergs war Friedrich damals im Ministerium „nicht mehr tragbar”. So sei das Vertrauensverhältnis erschüttert 
worden, weil Verstöße beim Einstellungsverfahren einer Mitarbeiterin aufgedeckt wurden. Außerdem habe Friedrich ein 
kritisches Schreiben des Landesrechnungshofes nicht an den Staatssekretär weitergegeben und zuletzt eine Festplatte aus 
dem Dienstcomputer entfernt. Der Spitzenbeamte (B7) hatte seine Entlassung später gegen Erhalt von 75 000 Euro Abfindung 
akzeptiert.  

Während der Grünen-Abgeordnete Johannes Remmel am Verdacht festhält, da sei ein missliebiger Beamter aus politischen 
Gründen verfolgt worden, kann Uhlenberg den Vorwurf nicht nachvollziehen. Angesichts der Verstöße des Beamten sei eine 
Entlassung aber unvermeidbar gewesen. Er selbst habe sich im Ministerium stets bemüht, auch mit „grünen” Mitarbeitern aus 
der Ära Höhn vertrauensvoll zusammen zu arbeiten, stellte Uhlenberg klar. Den Verdacht der Opposition, die Entlassung und 
Verfolgung Friedrichs habe etwas mit dem PFT-Skandal zu tun, wies er entschieden zurück. Obwohl die Grünen mit 
„niederträchtigen Vorwürfen eine Kampagne” gegen ihn gestartet hätten, habe er das PFT-Problem gelöst, sagte Uhlenberg. 
Friedrich galt als Kritiker Uhlenbergs in der Affäre um das Umweltgift PFT. 
 
 
Handelsblatt.com       Dienstag 09.02.2010 

Rohstoffe: Wie lange reicht die Kohle? 
Braun- und Steinkohle gehören zu den wichtigsten Ener gieträgern. Und doch könnten die nutzbaren Lager fr üher 
erschöpft sein als gedacht, warnen manche Experten.  Schwindende Reserven bei steigenden Preisen könnten  sogar 
dem „Kohlenpott“ zu einem Comeback verhelfen. 
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Kohle gehört weltweit zu den wichtigsten Energieträgern. Quelle: dpa 

HEIDELBERG. Pro Woche geht in China mindestens ein Kohlekraftwerk ans Netz - die Staatsregierung setzt stark auf das 
„schwarze Gold“: Es soll den rasch wachsenden Energiebedarf der aufstrebenden Wirtschaftsmacht decken und die 
Industrialisierung vorantreiben. Bis 2020 möchte das Reich der Mitte deshalb mehr als 400 große Kohlekraftwerke mit jeweils 
1000 Megawatt Leistung errichten. Mit diesen Plänen bleibt Kohle auch mittelfristig der wichtigste Energieträger Chinas - womit 
die Nation weltweit bei Weitem nicht alleinsteht.  

„Insgesamt lieferte Kohle im Jahr 2008 ein knappes Drittel des weltweiten Primärenergieverbrauchs, womit sie die zweite Stelle 
hinter Erdöl einnahm. Bei der Stromerzeugung bildete die Kohle mit einem Anteil von mehr als 40 Prozent sogar den 
wichtigsten Energierohstoff“, meint Sandro Schmidt, Wirtschaftsgeologe bei der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) in Hannover.  

Doch Chinas Energiehunger hat seinen Preis - national wie global. Denn die Förderung im Land selbst reicht nicht mehr aus, 
um den Binnenmarkt zu versorgen. „China ist an der Grenze: Das Land muss jetzt bereits mehr Kohle importieren, als es 
exportiert. Diesen Winter litten manche Regionen schon unter Kohlenot. Einige Kraftwerke verfügten nur noch über Reserven 
für zwei, drei Tage“, merkt Werner Zittel von der Ludwig-Bölkow-Stiftung an. Ein Versorgungsengpass, der in das Bild passt, 
das der Wissenschaftler zusammen mit der Energy Watch Group für die Kohle entworfen hat: „Wir erwarten, dass bereits um 
das Jahr 2030 das Maximum der Kohleförderung erreicht wird, da sich die als Reserven berichteten Kohlevorräte während der 
letzten 20 Jahre halbiert haben - weit mehr, als es dem Verbrauch entsprechen würde.“ 

Laut ihrer Studie, welche die Forscher auch dem Deutschen Bundestag vorgelegt haben, seien die bekannten und in 
wirtschaftlich vertretbarem Rahmen abbaubaren Kohlevorkommen also deutlich kleiner als bislang angenommen. Eine 
Fehleinschätzung, die auf früheren, völlig überhöhten Schätzungen beruhe, so Zittel: „Durch die Öffnung nach Asien und 
Russland beispielsweise wurden bessere Daten verfügbar: Indien etwa hat seine Reserven um die Hälfte reduziert. Aber auch 
in Deutschland oder Polen wurden die Vorräte drastisch zusammengestrichen - hier zu Lande im Jahr 2002 um ganze 99 
Prozent, was mit dem Kohleausstiegsbeschluss begründet wurde. Deshalb seien in die Statistik nur die Mengen übernommen 
worden, die bis zum Stichtag durch die Förderung erreichbar sind.“  

 
Förderturm-Idylle im Ruhrgebiet: Verhilft der Boom des "Schwarzen Goldes" dem Kohlenpott zu einem Comeback? Quelle: ap 

In den Vereinigten Staaten, dem zweitgrößten Erzeuger und weltgrößten Reservehalter, sei der Peak sogar schon erreicht, 
meint Werner Zittel. „Bis 2002 hat dort die Produktion zugenommen, seitdem nimmt sie ab. Die guten Zeiten sind also vorbei, 
und es wird immer schwieriger, qualitativ gute Kohle zu marktfähigen Preisen abzubauen.“ Zurückgegangen ist demnach vor 
allem die Förderung von Anthrazit und Steinkohle, die beide sehr hohe Energiegehalte haben, während die qualitativ 
schlechtere Braunkohle noch verstärkt gewonnen wird.  

Weitere Länder könnten bald folgen: „Dazu gehört zum Beispiel Südafrika, ein wichtiges Exportland, das seit drei Jahren die 
Ausfuhren trotz gestiegener Preise nicht mehr erhöhen konnte. Als Nächstes folgt Indonesien, wo es auch kaum mehr 
Spielraum nach oben gibt und wo in den nächsten fünf Jahren wohl die Exporte schrumpfen werden. Dabei ist das Land nach 
Australien der zweitgrößte Exporteur.“ 

Eine Ansicht, der sich auch der Energieforscher Mikael Höök von der Universität in Uppsala anschließt: „Viele wichtige 
Kohleförderregionen befinden sich bereits in einer Phase des Produktionsrückgangs, weil die Vorkommen erschöpft sind. Oder 
sie stehen zunehmend Beschränkungen und anderen negativen Faktoren gegenüber, die die Erschließung neuer Lagerstätten 
erschweren.“ Dazu gehören Umweltgesetze, die beispielsweise landschaftsraubende Tagebaue untersagen, oder mangelnder 
Zugang zu Märkten wie im Fall einer großen Lagerstätte in Sibirien. „Von dort lässt sich die Kohle nur per Eisenbahn nach 
Europa transportieren, was verglichen mit Schiffen sehr kostspielig ist“, bestätigt Ralf Littke von der RWTH Aachen.  

Insgesamt sieht der Aachener Geologe die Situation bei der Kohle jedoch in einem deutlich rosigeren Licht und widerspricht den 
Pessimisten: „Es gibt keine Probleme mit den Vorkommen. Wir verfügen weltweit über sehr große Vorräte, deren statistische 
Reichweite in einer Größenordnung von mehreren hundert Jahren liegt. Wir sind aus meiner Sicht deshalb weit von einem Peak 
der Kohleproduktion entfernt.“  
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Sandro Schmidt von der BGR ergänzt dies: „Bezogen auf den Energiegehalt sind die bekannten Mengen weit größer als das 
gemeinsame Potenzial konventioneller Erdöl- und Erdgasressourcen. Eine in wenigen Jahren bevorstehende Krise durch eine 
geologisch bedingte physische Verknappung der Kohlevorräte können wir ausschließen. Gemessen am derzeitigen Verbrauch 
reichen allein die heute bekannten wirtschaftlich gewinnbaren Kohlevorräte weit über 100 Jahre.“ 

 
Faktor Umweltzerstörung: Landschaftsraubende Tagebaue sind vielerorts bereits verboten. Quelle: ap 

Steigen die Preise, wie während der letzten Rohstoffhausse, als der Preis für die Tonne Kohle zwischen 2006 und 2008 von 40 
auf 160 US-Dollar in die Höhe schoss, rentiert sich zudem die Suche nach neuen Lagerstätten und deren Erschließung. Ralf 
Littke möchte nicht einmal ausschließen, dass die europäische Steinkohle eine Renaissance erlebt: „Sobald der Preis stimmt, 
das auch politisch gewollt ist und die Rahmenbedingungen passen, wäre das neuerliche Anfahren des Abbaus in Polen, 
Deutschland oder Großbritannien sehr gut möglich.“ 

Immerhin gab es während des letzten Booms durchaus Pläne, sogar in Deutschland ein neues Kohlebergwerk zu eröffnen - für 
Kokskohle im Ruhrgebiet: Sie ist qualitativ sehr hochwertig und ein stark nachgefragter Rohstoff in der Stahlerzeugung. Erst die 
nachfolgende Weltwirtschaftskrise ab 2008 sorgte dafür, dass das Comeback des „Kohlenpotts“ vorerst wieder aufgeschoben 
wurde.  

Mit dem Ende der Flaute und dem dann vor allem in China und Indien wieder stark ansteigenden Bedarf dürften fallende Preise 
jedoch bald der Vergangenheit angehören, und die Kohle dürfte teurer werden. Ob deutsche Steinkohle trotzdem jemals ohne 
Subventionen für die Stromproduktion konkurrenzfähig wird, muss sich erst noch zeigen. „Der Preis müsste sich nochmals 
verdoppeln, damit sich der Abbau im Ruhrgebiet wieder lohnt“, schätzt Littke. Andernfalls ist 2018 hier zu Lande trotz der noch 
vorhandenen beträchtlichen Reserven Schluss.  

Für Werner Zittel beschleunigen steigende Kosten aber wohl eher den Wandel weg von der Kohle in der Energieerzeugung: 
„Die Importstaaten werden große Probleme bekommen, da sie mit extrem steigenden Preisen zu kämpfen haben werden - und 
das erhöht den Zwang, sich nach Alternativen umzusehen. Mittlerweile sage ich schon: Jede Investition in fossile Energieträger 
ist Zeitverschwendung.“  

Eine Meinung, der Ralf Littke vehement widerspricht: „Auch wenn die deutsche Sicht eine andere ist und hier Kohle als 
klimaschädliche CO2-Schleuder angesehen wird, weltweit baut man dagegen sehr viele neue Kohlekraftwerke. Zusammen mit 
anderen fossilen Energieträgern produzieren sie 85 Prozent des primären Weltenergieverbauchs. Außerdem können Sonne 
und Wind nicht zu allen Zeiten Strom erzeugen - für Flauten oder bedeckten Himmel muss man also konventionelle oder 
nukleare Kraftwerke vorhalten. Und das noch auf lange Sicht.“ 
 
 

Lausitzer Rundschau     Mittwoch 10.02.2010 

Vattenfall übernimmt Fachkräfte-Kosten für die Bürg erinitiative 
Weißwasser Eine Vereinbarung zum Einsatz von Fachkräf ten ist das Resultat des jüngsten Gesprächs zwische n dem 
Weißwasseraner Verein „Bürgerinitiative Bergbauschäd en“ (BI) und Vattenfall in Cottbus. Demnach ist jetz t der Einsatz 
von Fachkräften der BI möglich, wenn Schäden am Eige ntum von Vereinsmitgliedern durch Vattenfall aufgenom men 
werden.  

Außerdem will Vattenfall die Aufwendungen der Bürgerinitiative für Fachkräfte im Zusammenhang mit Schadensanzeigen 
erstatten. Bisher war es der BI finanziell nicht möglich, Fachkräfte in erforderlichem Umfang einzusetzen, teilt der Verein 
gestern mit.  

Des Weiteren ist vereinbart worden, dass sowohl der Vereinsvorstand als auch von ihm beauftragte Fachkräfte Einsicht in alle 
relevanten Unterlagen zu hy drologischen und geologischen Sachverhalten nehmen können. Dazu gehören frühere 
Pegelverläufe, Schichtenverzeichnisse und Bohrergebnisse von Baugrunduntersuchungen. Der BI-Vorstand äußert sich 
zufrieden über die seit Herbst möglich gewordenen konstruktiven Gespräche mit dem Bergbauunternehmen. Die Gespräche 
erfolgen unter Leitung und Moderation von Michael Schramm, Referent im Sächsischen Ministerium für Wirtschaft und Arbeit. 
Seitens der Bürgerinitiative nahmen an dem Treffen in der vergangenen Woche Vorstandmitglieder und zwei von der BI 
beauftragte Spezialisten teil. pm/ni   
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Donnerstag 11.02.2010 

Bald geht's hier lang 
Die L 4 wird während des Deichbaus umgeleitet 
Petra Keßler 
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Voerde. Voraussichtlich am 1. April - spielt das Wetter denn mit - wird mit der Sanierung des Deiches auf dem Abschnitt 
zwischen Mommbachschleuse und dem Parkplatz „Storchennest" begonnen. Das Projekt „Mehrum II", zu dem am 1. Oktober 
2009 mit dem ersten Spatenstich der offizielle Startschuss fiel (die NRZ berichtete), erstreckt sich- auf einer Länge von etwa 
3,35 Kilometern. Während der Maßnahme wird ein Teil der parallel zum Deich verlaufenden Dammstraße (L 4) gesperrt und der 
Verkehr umgeleitet. Auf etwa 1,4 Kilometern kann die L 4 in der Zeit, in der die Deichsanierung „Mehrum II" läuft, nicht befahren 
werden. 

Vor etwa eineinhalb Jahren war es deshalb zwischen der Stadt Voerde und dem Deichverband Mehrum zum Clinch gekommen. 
Während Bürgermeister Leonhard Spitzer und Erster Beigeordneter Wilfried Limke darauf pochten, die L 4 nur einseitig und 
nicht auf längere Dauer zu sperren, blieb Deichgräf Hans-Dieter Langenfurth dabei, dass dies nicht möglich sei. Inzwischen ist 
der Zwist Schnee von gestern, beide Seiten fanden mit Hilfe der Bezirksregierung eine Lösung. 

Die Stadt habe ihre Forderung in Unkenntnis der technischen Bedingungen geäußert, resümiert Langenfurth. Es gebe keine 
andere Möglichkeit, als die L 4 auf dem Teilstück komplett zu sperren: Auf der Baustelle seien schwere Fahrzeuge unterwegs; 
es müssten „sehr große Massen" bewegt werden, und da das Erdmaterial zwecks Aufbereitung zum Bereich der ehemaligen 
Baggerei gefahren werde, entstehe intensiver Kreuzungsverkehr. „Wir hatten berechtigte Hoffnung, dass die Straße durchlässig 
bleibt", weil „nichts anderes" in der Planfeststellung enthalten gewesen sei, erklärt Wilfried Limke seinen Unmut von damals. Es 
habe Fehler im Verfahren gegeben. Die Stadt habe nach Klärung durch die Bezirksregierung gefordert, zumindest „eine 
qualifizierte Umfahrung" anzubieten, die Voerde und die Rheindörfer sowie die Rheindörfer untereinander verbindet. Die 
Lösung, die gefunden wurde, ist für Limke die „beste Möglichkeit, die die Baustelle bietet". 

Die etwa 2,4 Kilometer lange Umleitung ist für Pkw-Verkehr, Schulbusse sowie Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen zugelassen. Alles 
andere werde weiträumig über die Frankfurter Straße umgeleitet, Radfahrer werden über Feldwege geführt. Aus Richtung 
Ahrstraße kommend beginnt die Umleitungsstrecke für Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen auf der rechten Seite kurz hinter dem 
Parkplatz „Storchennest", führt zunächst über ein neu zu bauendes Teilstück (Vollausbau) auf den Himmbruchweg weiter links 
auf die Hohe Straße, danach auf eine parallel zur bestehenden L 4 zu erstellende Strecke (Vollausbau), auf den 
Deichkuhlenweg und zuletzt über die Ettwigstraße zurück auf die L 4 (s. Zeichnung). Einige der vorhandenen Abschnitte 
werden zum Teil ausgebaut und mit Buchten zum Ausweichen versehen. Den Umweg, den die Verkehrsteilnehmer mit dieser 
Strecke auf sich nehmen müssen, wird vom beauftragten Ingenieurbüro mit etwa einem Kilometer angegeben. Als planmäßiges 
Ende der Deichsanierung Mehrum II ist der 30. September 2011 angedacht. Ende 2009 wurde mit den Arbeiten zur Umleitung 
begonnen. Wegen des Wetters ruht die Baustelle seit einigen Wochen. 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Donnerstag 11.02.2010 

IM BLICKPUNKT 

Wahl des Deichstuhls und des Deichgräfen 
Voerde. Zwei Monate nach der Wahl des Erbentages steht beim Deichverband Mehrum die nächste Stimmabgabe an: Am 11. 
März, wird der Erbentag den Deichstuhl und den Deichgräfen neu wählen. Deren Wahlzeit läuft noch bis zum 31. März. Die 
Veranstaltung, die um 19 Uhr beginnt, ist nicht öffentlich und wird voraussichtlich in der Gaststätte „Wacht am Rhein" 
stattfinden. P.K. 
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Frankfurter Allgemeine Zeitung     Donnerstag 11.02.2010 

Ehemaliger Wirtschaftsminister 

Werner Müller hört als Bahn-Chefkontrolleur auf 
Von Kerstin Schwenn 

 
Werner Müller 

11. Februar 2010 Die Bundesregierung sucht einen neuen Aufsichtsratsvorsitzenden für die Deutsche Bahn AG. Der Vertrag 
des derzeitigen obersten Aufsehers, des früheren Bundeswirtschaftsministers Werner Müller, wird nicht verlängert; sein Mandat 
endet im März. Müller sagte am Donnerstag: „Ich stehe für eine weitere Amtszeit nicht zur Verfügung. Darüber habe ich die 
Bundesregierung bereits vor einigen Tagen informiert.“ 

Die Regierung muss nun rasch einen Nachfolger benennen. Von ihrem Wunschkandidaten, BDI-Präsident Hans-Peter Keitel, 
hat Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) offenbar eine Absage bekommen. Keitel sei gefragt worden, habe aber abgelehnt, 
hieß es. 

Als aussichtsreiche Anwärter gelten nun der Commerzbank-Aufsichtsratsvorsitzende Klaus-Peter Müller, der seit einiger Zeit 
auch dem Deutschen Verkehrsforum vorsteht, sowie der Eon-Vorstandsvorsitzende Wulf Bernotat und RWE-Chef Jürgen 
Großmann. Auch sonst stehen im Gremium Veränderungen an. Auf Arbeitnehmerseite könnte die Lokführergewerkschaft GDL 
eine stärkere Position einnehmen; die Transnet könnte aus den Aufsichtsratswahlen geschwächt hervorgehen. Ferner drängen 
neue Bundestagsabgeordnete in den Aufsichtsrat. So soll der Verkehrspolitiker Patrick Döring offenbar Georg Brunnhuber 
(CDU) ersetzen. Die CSU möchte ihren Abgeordneten Michael Glos installieren. Die schwarz-gelbe Regierung hat schon 
mehrere Posten mit Staatssekretären neu besetzt. 

Über eine Ablösung des 63 Jahre alten Energiemanagers Müller war nicht nur wegen seiner Nähe zur SPD seit längerem 
spekuliert worden. Er gilt als Befürworter eines Bahn-Börsengangs, der auch in der schwarz-gelben Koalition inzwischen viele 
Gegner hat. Vor allem FDP und CSU drängten auf einen Wechsel an der Aufsichtsratsspitze. 
Text: F.A.Z.  Bildmaterial: dpa 
 
 

WAZ        Freitag 12.02.2010 

Wahlkampf tief unter der Erde 
Friedhelm Pothoff 

Marl. Grubenfahrten sind in – nicht nur in Wahlkamp fzeiten, aber gerade dann. Vor allem wenn Kohle zum Thema wird. 

Bärbel Beuermann, Spitzenkandidatin der Linken für die NRW-Landtagswahlen, war jetzt zu Gast auf dem Bergwerk Auguste 
Victoria (AV). Im Außenschacht 8, in Lippramsdorf, ging es zudem hinab in 1100 Meter Tiefe.  

Begleitet wurde Beuermann u.a. von Europaparlamentarier Jürgen Klute, von NRW-Landesvorstand Bernhard Sander und dem 
Hertener Fraktionsvorsitzenden Thomas Prinz. Vor Ort wollten sich die Politiker einen Eindruck verschaffen, auf welchem 
technischen Stand der Bergbau ist. „Wenn wir aus der Steinkohleförderung im Jahr 2018 komplett aussteigen, verzichten wir 
auf die weltweite Technologieführung in diesem Sektor. Das wäre wirtschaftspolitisch fatal”, sagte Bärbel Beuermann 
anschließend. „Aus diesem Grund spricht sich die Linke in NRW klar für einen Sockelbergbau über das Jahr 2018 hinaus aus!”  

Thomas Prinz, Mitglied im IGBCE-Vertrauenskörpervorstand auf AV, meinte: „In einigen Städten des Kreises sind zwischen fünf 
und zehn Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Bergbau tätig.” Außerdem sei der Bergbau einer der 
größten Ausbilder in der Region. 
 
 

Die Welt       Freitag 12.02.2010 

Streit um Börsengang 
Bahn-Aufsichtsrat Werner Müller wirft hin 
Von Frank Seidlitz und Marco Dalan  

Die Deutsche Bahn muss auf die Suche nach einem neuen Chefkontrolleur gehen. Fast ein Jahr, nachdem Hartmut Mehdorn 
als Vorstandsvorsitzender seinen Rücktritt erklärte, scheidet der Aufsichtsratsvorsitzende Werner Müller aus. Hintergrund ist ein 
Machtkampf mit Verkehrsminister Ramsauer (CSU). 

Ich stehe für eine weitere Amtszeit nicht zur Verfügung“, sagte der gebürtige Essener Werner Müller zu WELT ONLINE. Schon 
bei der nächsten Aufsichtsratssitzung Ende März will der frühere Evonik-Chef das Kontrollgremium über seinen Rückzug 
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informieren. Ende März wäre sein Vertrag ausgelaufen. Die Bundesregierung wurde nach seinen Worten bereits vor einigen 
Tagen über den geplanten Amtsverzicht in Kenntnis gesetzt.  

Hintergrund des überraschenden Rückzugs des passionierten Klavierspielers Müller, der seit dem Jahr 2005 an der Spitze des 
Bahn-Aufsichtsrats steht, soll die fehlende Unterstützung von Verkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) sein. Bereits am 
vergangenen Montagabend bei einem informellen Treffen der Koalitionsrunde soll der bayerische Unionspolitiker sich 
unzufrieden mit der Amtsführung von Müller gezeigt haben und auf eine baldige Ablösung des früheren Wirtschaftsministers im 
ersten Kabinett von Gerhard Schröder (SPD) gedrängt haben.  

Bemängelt wurde zuletzt auch von Verkehrspolitikern der Union, dass Müller dem ehemaligen Bahn-Chef Mehdorn zu lange 
freie Hand gelassen habe. Dies habe sich etwa während des wochenlangen Lavierens des Aufsichtsrats bei der Affäre um 
massenhafte Kontrollen von Mitarbeiterdaten gezeigt. Gemeinsam mit Mehdorns Nachfolger, Rüdiger Grube, setzte Müller 
andererseits zügig personelle und organisatorische Konsequenzen durch.  

Müller, der mit dem Bahn-Vorstandsvorsitzenden Grube nach dessen eigenem Bekunden gut zusammengearbeitet hatte, 
kommt mit seinem Amtsverzicht nun der unfreiwilligen Ablösung zuvor. Der Rückzug des parteilosen Müller ist allerdings auch 
ein Rückschlag für Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), die sich in den letzten Jahren immer wieder hinter den 
Aufsichtsratsvorsitzenden der Bahn gestellt hatte.  

Wer dem Volkswirt und Musikwissenschaftler Müller künftig als Aufsichtsratsvorsitzender der Deutschen Bahn AG folgen wird, 
ist derzeit noch völlig unklar. Sicher ist dagegen, dass die Entscheidung über den nächsten Vorsitzenden vergleichsweise zügig 
fallen muss – auf jeden Fall noch vor der nächsten Aufsichtsratssitzung.  

Ob der ehemalige Commerzbank-Chef Klaus-Peter Müller an die Spitze rückt, wie gestern kolportiert wurde, ist offen. Mit den 
Vorgängen vertraute Kreise wollen zumindest nicht ausschließen, dass der Manager bei der nächsten Sitzung des Deutsche-
Bahn-Kontrollgremiums am 24. März als Mitglied in den Aufsichtsrat des Berliner Unternehmens einziehen könnte.  

Zumindest würde Klaus-Peter Müller, der inzwischen Präsident des Deutschen Verkehrsforums ist, dem Anforderungsprofil 
entsprechen. Denn, wie der extrem gut in Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften vernetzte Müller, sollte auch der nächste 
Chefkontrolleur der Bahn ein politisch denkender Manager sein. 
 
 

Hellweger Anzeiger     Freitag 12.02.2010 

Bergbau soll sich an Kanalsanierung beteiligen  
Die Siedlergemeinschaft Schönhausen will einen beträchtlichen Teil der Sanierungskosten für die private Kanalisation vom 
Bergbau zurückholen.  

Die Hauseigentümer aus der Zechensiedlung wollen einen Vertreter des Vermessungsbüros Altegoer aus Bochum zur 
nächsten Versammlung einladen, kündigte die Vorsitzende Christel Gröhling in der Jahreshauptversammlung an. Gleichzeitig 
hatte sie eine positive Einschätzung vom Gespräch mit dem Büro Altegoer mitgebracht. „Die sind sicher, dass es nicht darum 
geht, ob der Bergbau bezahlen muss, sondern nur wie viel“, sagte sie 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Samstag 13.02.2010 

Duisburg kritisiert Hafen-Pläne 
Nachbarstadt will, dass bestehende Umschlaganlagen für Importkohle in der weiteren Umgebung berücksich tigt werden 
Heinz Ingensiep 
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Duisburg/Voerde. Die Stadt Duisburg ist alles andere als angetan von den KohlehafenPlänen der Evonik Steag im Voerder 
Süden. In ihrer Stellungnahme zur Änderung des Regionalplanes führt die Nachbarstadt nicht nur ökologische, sondern auch 
wirtschaftliche Gründe für ihre negative Haltung an. Aus regionaler Sicht sei die Planung eines weiteren Kohlehafens mit 
Nebenanlagen nicht zu befürworten, heißt es in dem Schreiben, das am kommenden Donnerstag Thema in der 
Bezirksvertretung Walsum sein wird. 

Duisburgs Planungsdezernent Jürgen Dressier bemängelt zum einen, dass keine weiteren Alternativen zum geplanten 
„Südhafen Voerde" als die in unmittelbarer Nähe zum Kraftwerksstandort geprüft worden seien. Als Beispiele nennt er bereits 
vorhandene und auf Importkohle ausgerichtete Umschlaganlagen in Duisburg-Hochfeld sowie das für das geplante Kraftwerk in 
Krefeld gedachte Kohle-Terminal. 
„Bemühungen um bessere Luftqualität konterkariert“ 

Daher fordern die Duisburger eine Prüfung solcher Alternativen, „bevor mit der Standortplanung eines neuen Hafens in einem 
intakten ökologischen Raum eingegriffen wird". Es könne nicht angehen, das bereits finanzierte nutzbare Umschlaganlagen 
nicht optimal genutzt würden und in Konkurrenz dazu neue Anlagen entstünden. 

Im Übrigen werden aus Sicht der Nachbarstadt mit dem Bau eines weiteren Hafens und Lagerflächen für stark staubende Güter 
in Voerde „die regionalen Bemühungen zur Verbesserung der Luftqualität zudem konterkariert". Deshalb müsse die 
Luftreinhalteplanung des Landes NRW bei der Änderung des Regionalplanes Berücksichtigung finden. 
Gefahr für die Funktion der Rheinaue Walsum 

Gefahren sieht man in Duisburg vor allem für die kaum einen Kilometer entfernt liegende Rheinaue Walsum. Diese sei für die 
Stadt ein „bedeutsames Kalt- und Frischluft-Produktionsgebiet", speziell für Teile des Duisburger Nordens. 

Es sei nicht auszuschließen, dass es bei Umsetzung des Hafen-Vorhabens während gewisser Wetterlagen 
„Staubverfrachtungen bis in die nördlichen Duisburger Stadtteile" komme. Immerhin, so gibt Dressler zu bedenken, sei die 
Montanstadt aufgrund eines bestehenden Luftreinhalteplanes verpflichtet, die Feinstaubbelastungen im Stadtgebiet 
flächendeckend zu senken. Deshalb fordert Duisburg, diese Gesichtspunkte bei der Umweltprüfung zu berücksichtigen. 

INFOVERANSTALTUNG 

Was ist Feinstaub? 
Vor dem Hintergrund der Kohlehafen-Pläne beschäftigt sich eine Infoveranstaltung des Klimabündnisses Niederrhein am 
Mittwoch, 24. Februar, ab 20 Uhr in der Waldorfschule, Eppinkstraße 173 in Dinslaken, mit dem Thema „Feinstaub" Experten 
klären über Ursachen, Gefahren und Gegenmaßnahmen auf. 
 
 
 
NRZ Dinslaken-Voerde-Hünxe     Samstag 13.02.2010 

Emschermündung"Auf einem guten Weg" 
Heinz Ingensiep 

Voerde/Dinslaken. Auf einem guten Weg sieht die Emsch ergenossenschaft (EG) das Planfesttellungsverfahren i n 
Sachen Emschermündung. Die kleinen Streitereien zwisc hen der EG und der Bezirksregierung Düsseldorf sind 
beigelegt. 

Die kleinen Streitereien zwischen der Essener Emschergenossenschaft und der Bezirksregierung Düsseldorf in Sachen 
Emschermündung sind beigelegt: „Wir sind in sehr guten Gesprächen und auf einem guten Weg”, beschrieb Silke Wilts, 
Pressesprecherin der Emschergenossenschaft (EG), den Stand des Planfeststellungsverfahrens für das „Jahrhundertprojekt” 
nördlich des Stapp. Bekanntlich soll die Emscher hier renaturiert und die Mündung des Gewässers in den Rhein auf Voerder 
Gebiet verlegt werden.  

Nachdem der Eindruck entstanden war, die Aufsichtsbehörde verzögere die Fertigstellung des Planfeststellungsbeschlusses, 
ohne den das Projekt nicht angepackt werden kann, sah diese sich zur Retourkutsche genötigt: Vielmehr habe die 
Emschergenossenschaft „ihre ,Hausaufgaben' nicht gemacht”; von der EG seien eine Reihe von Unterlagen zu 
wasserbaulichen und naturschutzfachlichen Aspekten noch nicht vorgelegt worden. Die habe man sogar mehrfach schriftlich 
angemahnt, hieß es aus Düsseldorf.  

Nach Angaben der EG-Sprecherin hat es sich vorrangig um Unterlagen gehandelt, die sich mit der Tierwelt und 
schützenswerten Arten in der Landschaft zwischen Stapp und Rotbachmündung beschäftigten. Diese habe man inzwischen 
nachgereicht.  

„Wir rechnen damit, dass wir noch in diesem Jahr die Genehmigung bekommen”, sagt Wilts. Je nach dem, wann der Beschluss 
eintreffe und wie die Wetterlage sei, könne man dann mit den Vorbereitungen für die Mündungsverlegung beginnen. 
 
 
 

Der Westen.de      Samstag 13.02.2010 

Altendorf-UlfkotteBisbu: Zahl der Bergschäden konstant  
Ludger Böhne 
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Altendorf-Ulfkotte. Es ist scheinbar ruhig geworden in Altendorf. Vor 14 Monaten stellte das Bergwerk Li ppe den 
Kohleabbau unterm Dorf ein. „Aber die Zahl der neue n Schäden ist konstant geblieben. Und die RAG wird immer 
störrischer bei den Reparaturen“, sagt Klaus Wagner , Vorstandssprecher der Bürgerinitiative Bisbu. 

Die Initiative will darum eine „politische Offensive“ starten, in der es nicht nur um Schäden im Dorf geht. Vielmehr wollen die 
Altendorfer drängen auf Gesetzesänderungen zum Vorteil von Bürgern, die unter Bergschäden leiden. Zum Auftakt erwarten sie 
am Donnerstag, 18. Februar, Reiner Priggen von den Grünen. 

Der Energieexperte und Vizechef der Landtagsfraktion bekommt nachmittags gezeigt, wie der Abbau wirkt in Altendorf. Klaus 
Wagner und seine Mitstreiter wollen ihm den Friedhof zeigen, der durch Brunnen entwässert wird, absaufende Wälder und 
Felder, wollen mit ihm Betroffene besuchen, etwa eine über 90-jährige Altendorferin, deren Haus jetzt zwanzig Zentimeter 
Gefälle hat. „Da ist der Rolator schneller als die alte Dame“, sagt Wagner. Am Abend (19 Uhr) steht Priggen dann in einer 
Vorstandssitzung der Bisbu bei Erwig für Bürgerfragen zur Verfügung. 

Mehr als ein Jahr nach Ende des Bergbaus sei die Situation in Altendorf nicht viel besser geworden, berichten Wagner und sein 
Vorstandskollege Burchard Schulze-Frenking. Die so genannten Unstetigkeiten (Bruchkanten im Gelände) setzten sich weiter 
fort. Es gebe mindestens drei davon, vielleicht sogar vier. Am Fahrenkamp musste in einem Haus die Bodenplatte geöffnet 
werden. Darunter fehlten mindestens zwanzig Zentimeter Erdreich. Am Everskamp ist ein Loch aufgerissen. Im Bereich des 
Sportplatzes seien noch keine Senkungen des Bodens zu sehen. Die Bisbu fürchtet, dass sie noch kommen. Die 
Grundwasserspiegel im Dorf sind verrutscht. Im Ortskern sind Gartenpumpen trocken gefallen, in Außenbereichen seien die 
Wasserstände gestiegen. Nur die Bergschläge, die haben weitestgehend aufgehört. „Mit dem aktiven Bergbau sind wir 
gottseidank durch“, sagt Wagner. 

Die Altendorfer Initiative will nun für einige politische Forderungen kämpfen, etwa für eine bürgerfreundliche Regelung, wann 
Ansprüche gegenüber der RAG verjähren (derzeit nach drei Jahren – die oft zähen Verhandlungen mit Konzerngutachern 
unterbrechen den Fristablauf aber nicht). Die Bisbu will eine Datenbank einrichten, die Betroffenen bei der Durchsetzung von 
Ansprüchen hilft. Wie sich Geländehöhen und Grundwasser verändert haben, soll hier dokumentiert werden. Die Dorfmitte etwa 
sank seit 1979 um durchschnittlich 1,30 Meter, Extreme im Außenbereich liegen bei 11,50 Metern. Und: Der Landesverband 
Bergbaubetroffener soll Sitz und Stimme bekommen im Landes-Ausschuss für Bergbausicherheit. 

Verhindern will die Initiative, dass die Argumentation der RAG Oberhand behält, fünf Jahre nach Abbau-Ende gebe es keine 
Bergschäden mehr. „Durch ansteigendes Grubenwasser können neue Schäden verursacht werden“, sagt Wagner. Auch an 
Altstandorten wie Gelsenkirchen, Herten, Essen oder Bochum reguliere der Bergbau schließlich bis heute neue Schieflagen und 
Schäden. 
 


